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Die Entwicklung des deutschen Arbeitsrechis 1934 


Von Dr. Franz Goerrig, Lohmar (Siegkreis). 


Bei der jährlichen Rückschau auf die Arbeits- 
rechtsentwicklung pflegte man in früheren Jahren 
zunächst festzustellen, welche arbeitsrechtlichen Ge- 
setze und "Verordnungen im abgelaufenen Jahre in 
Kraft getreten waren, und aus der sich dabei in der 
Regel ergebenden Materialfülle ergab sich meist die 
Feststellung, daß die Arbeitsrechtszersplitterung 
weiter zugenommen hatte. Diese Feststellung mußte 
naturgemäß auch das Werturteil über manche an 
sich gute arbeitsrechtliche Gesetzesneuerungen frühe- 
rer Jahre beeinträchtigen. Wohl war in der Zeit von 
1918 bis 1932 dauernd und insbesondere an den 
Jahreswenden die Rede von der verfassungsrechtlich 
zugesagten Arbeitsrechtsreform im Sinne der Rechts- 
vereinheitlichung und der Schaffung eines »cheit- 
lichen deutschen Gesetzbuches der Arbeit. Diese Ar- 
beitsrechtsvereinheitlichung kam jedoch aus dem 
Stadium der Aussschußbera atungen nicht heraus. Die 
Vereinheitlichungspläne konnten auch trotz eifrigen 
Bemühens des Arbeitsrechtsausschusses aus prin- 
zipiellen Gründen nur unter fast unüberbrückbaren 
Schwierigkeiten vorangebracht werden, weil eine 
Einigung der Parlamentsparteien über die Einzel- 
fragen des Arbeitsrechtes durchweg nur in Form 
von Kompromissen möglich war. Diese bestanden 
darin, daß schon in den einzelnen Gesetzespara- 
graphen und in den zugehörigen Ausführungs- und 
Durchführungsbestimmungen so viele Einschrän- 
kungen, Ausnahme- und Sonderbestimmungen aufge- 
nommen werden mußten, daß es mit dem Erlaß jedes 
Einzelgesetzes immer schwieriger wurde, das ge- 
samte Paragraphengewirr in eine einheitliche Form 
zu bringen. 

Die arbeitsrechtliche Rückschau auf das Jahr 
1934 wird dagegen beherrscht durch den Gedanken 
an ein einzelnes arbeitsrechtliches Gesetz, das 
Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 
vom 20. 1. 1934. 

Schon in seiner Zielrichtung stellt dieses Gesetz 
arbeitsrechtlich etwas neuartiges dar. Es ist zum 
Unterschied von früheren arbeitsrechtlichen Ge- 
setzen und Verordnungen nicht darauf beschränkt, 
einzelne Rechtsbeziehungen zwischen den Parteien 
des Arbeitsvertrages zu paragraphieren sondern be- 
strebt, den. Gesamtbeziehungen der schaffenden deut- 
schen Menschen eine gesetzliche Ausrichtung auf be- 
stimmte Grundgedanken —- Betriebs- und Volksver- 
bundenheit, Treue, Kameradschaft. Fürsorge, Ge- 
rechtigkeit und soziale Ehrbarkeit — zu geben. 

In dieser Grundlegung, d. h. grundsätzlichen Aus- 
richtung der Arbeitsrechtsbeziehungen ist das Gesetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit zugleich Aus- 
gangspunkt einer tatsächlichen Rechtsverein- 
heitlichung auf arbeitsrechtlichem Gebiete. Die 
vereinheitlichende Wirkung des Arbeitsordnungsge- 
setzes geht zugleich auf eine innere und äußere "Ver- 
einheitlichung des gesamten deutschen Arbeits- 
rechtes hinaus. Das Ziel der Arbeitsrechtsvereinheit- 
lichung kann auch zweifellos auf dem neu einge- 
schlagenen Wege aus mehrfachen Gründen besser als 
je zuvor erreicht werden. Einmal deshalb, weil der 
Versuch aufgegeben wurde, die Vereinheitlichung auf 
dem Wege ‘der Zusammenfassung :der bestehenden 


arbeitsrechtlichen Gesetze und Verordnungen zu er- 
reichen. Statt des von vornherein vergeblichen Be- 
mühens, ein buntes Gewirr verschiedenartigster Ar- 
beitsrechtsnormen in eine einheitliche äußere Form 
zu pressen, ohne dabei die innere Uneinheitlichkeit 
beseitigen zu können, appelliert das Arbeitsordnungs- 
gesetz an das natürliche Gerechtigkeitsgefühl und 
Sozialempfinden und erhebt allgemeine soziale 


Grundgedanken zum Kermpunkt und zum Ausgangs- ` 


punkt "des künftigen deutschen Arbeitsrechtes. Zwar 
kann auch das Ärbeitsordnungsgesetz nicht einfach 
von heute auf morgen alle schaffenden deutschen 
Menschen äußerlich "und innerlich so umstellen, daß 
sie sich in ihrem gesamten Handeln ausschließlich 
nach den neuen sozialen und nationalen Grundge- 


danken des Arbeitsordnungsgesetzes verhalten, und 


daß diese Grundgedanken schon jetzt die ausschließ- 
lichen Beweggründe alles menschlichen Handelns und 
die Grundlagen der Zusammenarbeit in den Be- 
trieben und in der gesamten Nationalwirtschaft 
bilden. Das Arbeitsordnungsgesetz hat aber alle 
schaffenden deutschen Menschen einheitlich auf diese 


Grundgedanken verpflichtet, und es hat die Mög- 
lichkeiten geschaffen. Unternehmer und Gefolg- 


schaftsangehörige zu einem Handeln nach diesen 
Grundsätzen zu erziehen und je länger, je mehr ein 
Zuwiderhandeln gegen diese Grundsätze zu verpönen 
und auszuschließen. Im gleichen Ausmaße, in wel- 
chem diese Erziehungsarbeit fortschreitet, wird das 
Arbeitsordnungsgesetz mit seinen, die menscnliche 
Zusammenarbeit einheitlich regelnden Grundge- 
danken das Kernstück des deutschen Arbeitsrechtes 
und damit das langerstrebte, aber niemals erreichte 
Gesetzbuch der Arbeit. Schon das vergangene 
Jahr zeigte, wie allmählich auf ‘eine immer größere 
Zahl früherer arbeitsrechtlicher Gesetze und Verord- 
nungen verzichtet werden kann, je mehr die Verwirk- 
lichung der Grundgedanken des Arbeitsordnungsge- 
setzes Fortschritte macht. Ich erinnere an das Be- 
triebsrätegesetz, die Tarifvertragsverordnung, die 
'Schlichtungsordnung. Daß mit der Vertiefung des 
semeinsch: aftsgefühls, der Treue, der Kameradschaft, 
der sozialen Ehrbarkeit und Gerechtigkeit polizei- 
artige Zwangsnormen und Einzelbestimmungen immer 
mehr entbehrlich w erden, beweist die Erfahrungstat- 
sache, daß das Handeln zwischen Familienange- 
hörigen, Freunden, Gesellschaften usw., solange es 
überhaupt ein familiäres, freundschaftliches und 
echt gesellschaftliches Handeln und Zusammenleben 
ist, sich ja auch nicht nach äußeren Normen son- 
dern nach dem inneren Empfinden richtet. 

In diesem Sinne sehen wir auch, daß sich die ge- 
samte arbeitsrechtliche Gesetzgebung des Jahres 
1934 um das Arbeitsordnungsgesetz gruppiert. Die 
verschiedenen arbeitsrechtlichen Einzelbestimmungen 
und Gesetzesänderungen, die das Jahr 1934 auf ar- 
beitsrechtlichem Gebiete gebracht hat, dienen alle 
mehr oder weniger dem Zweck, das gesamte Arbeits- 
recht mehr und mehr auf die Grundgedanken ‘des 
Arbeitsordnungsgesetzes umzustellen, den äußeren Ge- 
setzeszwang zu ersetzen durch die innere Sozialver- 
pflichtung und paragraphenmäßige Gesetzesbindungen 
in dem Ausmaße zu lockern, in welchem Betriebs- 
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führer und Gefolgschaftsangehörige sich auf ein 
selbstgewolltes Handeln nach den Grundgedanken 
des Arbeitsordnungsgesetzes umgestellt haben. 

Diese Entwicklungslinie zeigt sich besonders deut- 
lich in der Tarifpraxis. Das Arbeitsordnungsgesetz 
erstrebt das Ziel, die staatlich gesetzten Tarif- 
normen “allmählich zu ersetzen durch betriebsange- 
paßte, aus eigener Verantwortlichkeit heraus im 
Geiste sozialer Ehrbarkeit und Gerechtigkeit fest- 
gelegte Betriebsordnungen. Als Sicherung für die 
Uebergangszeit sah jedoch der $ 72 des Arbeits- 
ordnungsgesetzes das vorläufige Inkraftbleiben der 
alten Tarifverträge vor. Stufenmäßig wurden im 
Laufe des Jahres 1934 diese alten Tarifbindungen 
zu Gunsten der selbst gesetzten neuen Arbeitsnormen 
gelockert, indem zunächst die Werkstarifverträge der 
alten Zeit außer Kraft gesetzt und dann diejenigen 
!inzelbetriebe oder Betriebsgruppen aus der Bindung 
der Tarifverträge früherer Zeiten entlassen wurden, 
die selbst einwandfreie Betriebsordnungen geschaffen 
hatten. 

Die Auswirkungen dieser grundsätzlichen Um- 
stellung des deutschen Arbeitsrechtes im abgelaufe- 
nen Jahre sind deutlich erkennbar. Es war von vorn- 
herein damit gerechnet worden, daß zur Umstellung 
aller deutschen Unternehmer und Gefolgschaftsange- 
hörigen auf die neuen Grundgedanken des Arbeits- 
ordnungsgesetzes nicht Monate sondern Jahre er- 
forderlich sein würden, da Menschen, die jahrzehnte- 
lang als Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihr Handeln 
nach gegensätzlichen Anschauungen des Interessen- 
und Klassenkampfes gerichtet hatten, und die sich 
zu solchem Handeln jahrzehntelang durchaus für 
berechtigt gehalten haben, sich erst langsam auf ein 
gemeinschaftsverpflichtendes Handeln umstellen 
können, und da Menschen, die ein Lebensalter hin- 
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durch im Arbeitgeber bezw. Arbeitnehmer einen 
klassenkämpferisch eingestellten Vertragsgegner er- 
blickt haben, sich erst langsam daran gewöhnen 
müssen, in der anderen Vertragspartei einen treu ver- 
bundenen Kameraden zu sehen. Es ist deshalb durch- 
aus natürlich, daß auch nach Ablauf der sogenannten 
Schon- und Uebergangszeit, d. h. der Zeit vom In- 
krafttreten des Arbeitsordnungsgesetzes (1. 5.) bis 
zum 1. 10. 1934 mancherlei Zuwiderhandlungen gegen 
die Grundgedanken des Arbeitsordnungsgesetzes die 
Treuhänder der Arbeit, die Ehrengerichte, die Rechts- 
beratungsstellen der Deutschen Arbeitsfront, die Ar- 
beitsgerichtsbehörden und zum Teil auch die Geheime 
Staatspolizei beschäftigen mußten. Schon daraus, daß 
in den letzten Monaten des Jahres Einzelfälle von 
Verstößen gegen die soziale Ehre und Gerechtigkeit, 
die Kameradschaft, Betriebs- oder Volksverbunden- 
heit öffentlich gebrandmarkt wurden, ist aber er- 
sichtlich, daß es sich eben um Einzelfälle handelt, die 
als Ausnahmen die Regel, d. h. die Tatsache be- 
stätigen, daß mit Hilfe des Arbeitsordnungsgesietzes 
in die Einzelbetriebe und in die deutsche Gesamt- 
wirtschaft ein neuer Geist eingezogen ist. Trotz aller 
Einfühlungsschwierigkeiten, mit denen wir zweifel- 
los auch in den kommenden Monaten noch zu rechnen 
haben werden, hat sich gerade das Arbeitsordnungs- 
gesetz als das arbeitsrechtliche Ereignis des 
vergangenen Jahres dank seiner inneren Verpflich- 
tung der schaffenden Menschen, der Erziehungsarbeit 
der Arbeitsfront und der Treuhänder der Arbeit, der 
Vermittlungstätigkeit der Vertrauensmänner, der Ga- 
rantenstellung der Betriebszellenobleute und der Rei- 
nigungstätigkeit der sozialen Ehrengerichte als das 
wirksamste Mittel zur Ueberwindung des 
Klassenkampfes und zur Vereinheitlichung 
des deutschen Arbeitsrechtes erwiesen. 


Der polnisch-spanische Handelsverirag 


Der am 14. Dezember 1934 in Madrid unterzeich- 
nete polnisch-spanische Handelsvertrag ist bereits der 
zweite Handelsvertrag, den Polen mit Spanien abge- 
schlossen hat. Er hat seinen Vorgänger in dem 
Vertrag vom 7. Mai 1930, der zwar niemals ratifiziert 
worden ist, aber auf Grund besonderer Ministerial- 
erlasse der beiden Staaten ihre gegenseitigen Han- 
delsbeziehungen mehrere Jahre hindurch — bis zum 
Herbst 1934 — geregelt hat. 

In dieser Zeit haben sich die polnisch-spanischen 
Handelsumsätze immer stärker zu Ungunsten Spa- 
niens entwickelt; sie betrugen nach der polnischen 
Statistik (in 1000 Złoty): 


. Saldo für 
Einfuhr: Ausfuhr: Polen: 
1930 3504 6758 3246 
1931 3181 4684 1503 
1932 3686 8522 4836 
1933 2850 12298 9448 
Jan./Aug. 1934 1972 71347 5375 


Schließlich hat sich Spanien genötigt gesehen, den 
alten Vertrag zu kündigen, um im Verhandlungswege 
bessere Bedingungen für seine Ausfuhr nach Polen 
zu erlangen. Nach Ablauf des Vertrages — am 25. 9. 
1934 — ging Polens Einfuhr nach Spanien sehr stark 
zurück, zumal die Eierausfuhr nach Spanien erwies 
sich als völlig unmöglich; daher beeilte sich die pol- 
nische Regierung, möglichst rasch wieder in'ein Ver- 
tragsverhältnis zu Spanien zu gelangen. 

‚Die Verhandlungen über den neuen Vertrag, die in 
Madrid von dem dortigen Gesandten Polens, 


Perlowski, mit Unterstützung von Vertretern des In- 
dustrie- und Handels-, sowie des Landwirtschafts- 
ministeriums geführt wurden, haben sich über meh- 
rere Monate hingezogen. Während dieser Zeit wurde 
der Handelsverkehr zwischen den beiden Ländern 
durch ein am 3. November abgeschlossenes — zu- 
nächst bis Ende November befristetes, dann verlän- 
gertes — Provisorium geregelt, das für die Einfuhr 
einiger spanischer Erzeugnisse nach Polen Meist- 
begünstigung vorsah und Einfuhrkontingente fest- 
legte und dafür der polnischen Einfuhr die spanische 
Grenze öffnete (DWZ. Nr. 45 vom 9. 11., Nr. 48 vom’ 
30. 11. 1934). 

Am 14. Dezember 1934 ist nun in Madrid das 
neue Abkommen unterzeichnet worden, das im 
Wesentlichen Spaniens Wünschen Rechnung trägt. 
Es soll am 30. Tage nach Austausch der Ratifikations- 
dokumente in Kraft treten und ein Jahr gelten, wo- 
nach es mit dreimonatlicher Kündigungsfrist still- 
schweigend verlängert werden kann (Art. XXIII). 
Die Ratifizierung durch Spanien ist bereits erfolgt 
(Dekret in der amtlichen „Gaceta de Madrid“ vom 
21. 12. 1934); die Ratifizierung durch Polen wird für 
die nächste Zukunft angekündigt, nachdem der pol- 
nische Ministerrat das Abkommen angenommen hat. 

Die amtliche Veröffentlichung des Vertragsinhalts 
dürfte noch geraume Zeit auf sich warten lassen; 
es liegt aber bereits eine nichtamtliche Ver- 
öffentlichung des Vertragstextes in dem 
Mitteilungsblatt des „Staatlichen Exportinstituts“ in 
Warschau, dem „Informator Eksportowy“ vor, aus der 
u. a. Folgendes ersichtlich wird; 
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‚Der Vertrag: vom. 14., Dezember .1934 lehnt. sieh 
eng an den Vertrag von 1930 an — beide Staaten 
sichern sich Also die Meistbegünstigung in 
Handels- und Schiffahrtsangelegenheiten 
zu —; er ist aber in einigen Punkten- wesentlich 
erweitert.wörden. i 

U. a. hat Spanien vertraglichen’ Schutz spani- 
scher Weine in Polen gegen Fälschungen und 
Nachahmungen erreicht, da in Art. XX festgelegt 
worden ist: 

„Die polnische Regierung verpflichtet sich, alle 
Maßnahmen zu treffen zur Verhinderung des Miß- 
brauchs von Ortsnamen spanischer Weine, die einen 
der folgenden Ursprungsnamen tragen: „Jerez“, 
„Sherry“, „Xeres“, „Malaga“, „Rioja“, „Tarragona“, 
„Priorato“, „Panades“, „Alella“, „Alicante“, „Valen- 
cia“, „Utiel“; „Valdepenas“, „Rueda“, „‚Rivero“, 
„Manzanilla“, „de-Sanlucar de Baraméda“, „Malva- 
sia“, „Toro“, „Martorel“, „Conca de Barbera“, Sit- 
ges“, „Noblejas“, „Montilla“, „Moriles“, „Mancha‘“, 
„Manzanares“, „Extramadura“, „Huelva“ und Bar- 
celona“, vorausgesetzt daß sie gebührend geschützt 
sind.... Die polnischen Behörden. werden Einfuhr, 
Ausfuhr, Lagerung, Erzeugung, Absatz, Verkauf und 
Ausstellung zum Verkauf von Weinerzeugnissen ver- 
hindern, die — auf den Erzeugnissen, ihrer unmittel- 
baren oder äußeren Verpackung oder in Rechnungen, 
Frachtbriefen, Konnossementen und anderen Han- 
delspapieren — irgendwelche Zeichen, Namen, Auf- 
schriften oder Handelsmarken tragen, die direkt oder 
indirekt falsche Angaben über Herkunft, Art, Natur 
oder Eigentümlichkeiten dieser Produkte enthalten. 
Das Verbot, sich des Ursprungsnamens zur Bezeich- 
nung anderer Produkte als derjenigen, die dazu be- 
rechtigt sind, zu bedienen, bleibt auch bestehen, 
falls der wahre Ursprung der Produkte genannt 
wird oder dem falschen Namen gewisse Korrek- 
turen wie „Gattung“, „Typ“, „Art“, „Konkurrenz“ 
bzw. Korrekturen hinsichtlich eines anderen regio- 
nalen, spezifischen oder sonstigen Hinweises beige- 
geben sind.“ 

Der wichtigste Unterschied gegenüber 
dem Vertrag von 1930 dürfte aber folgender 
sein: Während sich in dem alten Vertrage (Art. V.) 
Polen und Spanien gegenseitig nur allgemein 
Meistbegünstigung zusicherten,- weitergehende 
Bindungen dagegen unterblieben, -wird der Artikel V 
des. Vertrages von 1930 nunmehr folgendermaßen 
ausgestaltet: 

„Art. V. Die in der dem Vertrag beigefügten 
Liste A erwähnten Boden- und Industrie-Erzeug- 
nisse, die aus Spanien (Halbinsel, Balearen, 
Kanar. Inseln) oder den spanischen Besitzungen 
stammen oder kommen, werden bei Einfuhr in das 
polnische Zollgebiet die in dieser Liste genannten 
Zölle genießen. Die in Liste B genannten Erzeug- 
nisse.-werden keinen. höheren oder anderen: Zöllen 
oder Abgaben unterliegen als denjenigen, die gegen- 
über der meistbegünstigten Nation angewandt 
werden oder werden könnten. 


Art. VI. Die in der dem Vertrag beigefügten 


Liste © genannten Boden- und Indüstrie-Erzeug- ` 7 
nisse, die aus dem polnischen Zollgebiet 
‚stammen oder kommen, werden ‘bei Einfuhr in’ Spa- 


njen (Halbinsel, Balearen, Kanar. Inseln) und: die 
spanischen Besitzungen keinen höheren oder anderen 


‚Zöllen oder Abgaben unterliegen als denjenigen, die 


gegenüber der meistbegünstigten Nation an- 

gewandt werden oder werden könnten. p : 
„Art. VII. Die in den Listen A-und B nicht er- 

wähnten Boden- und Industrie-Erzeugnisse, die aus 
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Spanien -(Halbinsel, Balearen, Kanar. Inseln) und den 
spänischen Besitzungen stammen oder kommen, wer- 
den bei Einfuhr in das polnische Zollgebiet den 
Sätzen der Spalte II des polnischen Zollgebiets 
unterliegen. ; 

Art. VIII. Die nicht in Liste C genannten 
Boden- und: Industrieerzeugnisse, die aus dem pol- 
nischen Zollgebiet/ stammen und kommen, werden 
bei Einfuhr in das spanische Zollgebiet den Sätzen 
der Spalte II des spanischen Zolltarifs unterliegen. 

Art. IX. Erzeugnisse, die von den Kanar. Inseln 
stammen oder kommen, werden bei Einfuhr nach 
Polen ebenso wie die übrigen spanischen Erzeugnisse 
behandelt werden.“ 

Die Liste A (Vertragszölle für spanische 
Waren bei Einfuhr nach Polen)hat nach dieser 
Veröffentlichung folgenden Inhalt: 


Position des z Zoll 
polnischen Ware für 100 kg 
Zolltarifs in Złuty 


40 ex p.2 Zwiebeln, eingeführt in der 


Zeit vom 1. 7. bis 31. 12. . 10,— 
42 ex p. 1 Frische Tomaten, eingeführt 

in der Zeit vom 1. Februar 

bis Ende Februar . DA 40, — 
ex 57 p. 1 Frische Weintrauben in Ver- 

packung über 5 kg, eingetührt 

in der Zeit vom 1. 11. bis 81. 3. 45, — 

80 %%, Ermäß. 


60 p. 3 Apfelsinen und Mandarinen, 4, autonomen 


Anm. 2 eingeführt über die Häfen Zolls 
des polnischen Zollgebiets . (40, —*#) 
67 ex p 2 Pfirsiche (ganz oder Hälften), 
gesalzen, geweicht, in nicht 
luftdichter Verpackung 50, — 


ex 233 . Schwarze, grüne Oliven, -ge- 
exp 1 salzen oder in Salzwasser, in 750% Ermäß 
nicht luftdichter Verpackung, 4 autonumen 
zusammen mit dem Gewicht Zolls 
der unmittelbaren Verpackung (125,—) 
ex 233 Schwarze, grüne Oliven, in 


Olivenöl, in Essig, in nicht 
luftdichter Verpackung, zu- 
sammen mit dem Gewicht der 
unmittelbaren Verpackung 
Apfelsinensaft (Naranjina) ohne 
Zucker, gemäß den hinterleg- 
ten Mustern, eingeführt über 
die Zollämter ın Gdynia, 
Zbaszyn und Zebrzydowice . 
Nichtschäumende Trau- 
benweine: 
p- 1 Mit Weingeistgehalt bis 16%: 
a) in Kesselwagen . 
b) in Ballons, bauchigen 
Flaschen, Fässern mit 
Fassungsvermögen von 
50 1 und mehr . ; 
c) in anderen Behältern 
p-2 Mit Weingeistgehalt über 16%: 
een a)r in Kesselwagen, "765%, Ermäß, 
b) in Ballons, bauchigen d. autonomen 
Flaschen, Fässern mit Zolls, einge- 
u Fassungsvermögen von führt zu den 


ex p. 2a, b 


75%, Ermäß. 
d. autonomen 
Zulls 


aus 236 
pl 


100,— 
ex 280 


20,— 


20,— 
74,— 


50.1 und mehr, Be 
c) in anderen Behältern) protokulls 


unter Berücksichtigung der Anmerkung 

‚zur Gruppe 26 des Zolltarifs. 
Zu ` Position- 290. P..-2 werden Zollermäßigungen 
bei folgenden Weinen gewährt werden: Jerez (Xe- s 
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res, Sherry), Malaga, Tarragona, Priorato, Valencia, 
Manzanilla, Malvasia, Montilla, Moriles, Rivereo, 
deren Sendungen mit Ursprungszeugnissen versehen 
sind, die den Alkoholgehalt in Graden angeben und 
von den amtlichen Syndikaten „Criadores Exporta- 
dores de Vinos“ Jerez de la Frontera (Cadiz), Ma- 
laga, Alicante, Cataluna, Valencia und Madrid aus- 
gestellt sind. Die Bescheinigungen, deren Muster 
übermittelt wird, sind von den polnischen Konsuln 
in Spanien zu visieren. 

Laut Rundschreiben des polnischen Finanzmini- 
steriums vom 27. 12. 1934 ist der Zeitpunkt für 
den Beginn der Anwendung der Zollbestimmun- 
gen des Vertrages im Einvernehmen mit dem Ge- 
werbe- und Handelsminister auf den 21. Dezember 
1934 festgesetzt worden. 

Ueber weitere Zollermäßigungen wird 
in der Veröffentlichung des Exportinstituts noch 
mitgeteilt: In dem Schlußprotokoll hat sich 
die polnische Regierung zu Pos. 60 P. 2, Anmer- 
kung 1 verpflichtet, „auf grüne Bananen die 
aus Spanien oder spanischen Besitzungen stam- 
men oder kommen, die Zollermäßigung anzuwenden, 
die von der autonomen Gesetzgebung für grüne Ba- 
nanen vorgesehen ist, die über die Häfen des 
polnischen Zollgebiets mit Genehmigung 
des Finanzministers eingeführt werden. 
Seitens der polnischen Regierung werden der Errich- 
tung neuer Anlagen zum Nachreifen von Bananen, 
die aus Spanien oder spanischen Besitzungen kommen 


und herkommen, keine Schwierigkeiten bereitet 
werden.“ 


Beigefügt sind 2 Listen: 
Liste B. Verzeichnis der Tarifstellen des 
polnischen Zolltarifs mit den spa- 
nischen Waren, für die in Polen 
die Meistbegünstigungsklausel 
gilt. 


Liste ©. Verzeichnis der Tarifstellen des 
spanischen Zolltarifs mit den pol- 
nischen Waren, fürdiein Spanien 
er Meistbegünstigungsklausel 
gilt. 


Zu diesen Listen (die bei der Industrie- und Han- 
delskammer, Auskunftsstelle, eingesehen werden 
können) ist aber noch Folgendes zu bemerken: 

Die Liste A, die Spanien für seine wichtigsten 
Ausfuhrwaren in Polen die Meistbegünstigung sichert, 
enthält in ihren mehr als 300 Positionen eine große 
Anzahl von Waren, deren Einfuhr nach Polen ver- 
boten ist und nur mit Genehmigung des polnischen 
Finanzministers erfolgen kann. Darunter fallen ge- 
rade die Spanien am meisten interessierenden Süd- 
[rüchte, Frühkartoffeln, Tomaten u. a. Welche Zu- 
geständnisse Polen hier gemacht hat, läßt sich nicht 
überblicken, da die Presse hierüber strengstes Still- 
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schweigen bewahrt. Aus Madrid wird allerdings ge- 
meldet, daß Polen folgende Einfuhrkontingente 
für spanische Waren bewilligt habe: 


Apfelsinen 165000 dz 
Tomaten 15000 Ztr. 
Frische Weintrauben 20000 ,, 
Bananen 35000 „, 
Zitronen 5000 ,, 
Wein bis zu 16° 8000 hl 
Wein über 16° 7000 „, 
Oelsardinen 4000 Ztr. 
Korkpfropfen 1400 , 
Zickelfelle 2000 , 
Kolophonium über 100000 , 


Weitere Kontingente, über deren Höhe allerdings 
garnichts bekannt geworden ist, seien gewährt wor- 
den für: 

Frühkartoffeln, Zwiebeln, Knoblauch, Artischocken, 
Spargel, Gemüse, Pflaumen, Aprikosen, getrocknete 
Weintrauben, Feigen, Haselnüsse, Mandeln, Pfeffer, 
Sardellen, Liköre, Cognac, Olivenöl, Fruchtsäfte, 
Sardinen, Rasierklingen. 

Aehnlich steht es bei der Liste C, die Polen für 
seine Ausfuhrwaren die spanische Meistbegünstigung 
sichert. Auch hier ist von polnischer Seite noch 
nichts Näheres mitgeteilt worden, während die glei- 
che Meldung aus Madrid besagt, daß Polen von 
Spanien Einfuhrkontingente für Schmieröle, 
Paraffin, Eisenbahnschwellen, Telegraphenpfosten, 
Holzbretter bis 40 mm Dicke und Eier (50000 mz) 
erlangt habe. 


Die polnische Presse hat sich bisher im Wesent- 
lichen mit der Mitteilung begnügt, daß beide Staaten 
an das Zustandekommen des Vertrages große Hoff- 
nungen für den Ausbau ihres Handels knüpfen, — 
Polen insbesondere deshalb, weil es ihm gelungen sei, 
von Spanien die Zusicherung ausreichender 
Devisenbewilligungen für eine Reihe pol- 
nischer Ausfuhrwaren, besonders landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse, zu erlangen. 


Hierüber fehlt allerdings jede Mitteilung in der 
erwähnten Veröffentlichung des „Staatlichen Export- 
instituts“, desgleichen auch über die weitere Meldung 
der polnischen Presse, daß gleichzeitig mit dem Han- 
delsvertrag zwischen Polen und Spanien ein Ab- 
kommen über die Schaffung einer polnisch- 
spanischen Schiffahrtslinie mit gemischtem 
Kapital (zunächst mit zwei Neubauten) geschlossen 
worden ist. — 


Zum Schluß sei nur bemerkt, daß bei der Lücken- 
haftigkeit der bisher vorliegenden Nachrichten über 
den Inhalt des neuen Abkommens, das ja auch noch 
erst der Ratifizierung durch Polen bedarf, seine prak- 
tische Tragweite noch völlig unübersehbar ist. nn. 


Danziger Spiritus-Verwertungs- 


ee o 
Gesellschaft mitbeschränkter Haftung 


Danzig, Thornscher Weg Nr. 12/13 
Eee REN EEE EA RS 
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Mitteilungen der Industrie- und Handelskammer 


Bekanntmachung. 8 Tagen zu erklären, Korte Eee aa 

: Wahlkörpers I sie angehören. Bei der Erklärung ist 

Betrifft Wahlen zur Industrie- und Handelskammer ae in welchem der 4 Amtsgerichtsbezirke: 

zu Danzig. Danzig, Neuteich, Tiegenhof und Zoppot sie im Han- 

Auf Grund der Verordnung zur Errichtung der In- qels- bezw. Genossenschaftsregister eingetragen sind. 

dustrie- und Handelskammer zu Danzig vom 28. Juli Die Bekanntmachung über die Aufstellung der 

1934 (G.Bl. Nr. 65, S. 634 ff) und der Verordnung wWählerlisten für den Wahlkörper II (Gefolgschaft) 
betreffend Erlaß eines Statuts der Industrie- und erfolgt besonders. 

Handelskammer zu Danzig vom 22. Dezember 1934 


(G.BL Nr. 100, S. 859 ff) haben demnächst die u ee 


Wahlen zur Industrie- und Handelskammer stattzu- Industrie- und Handelskammer zu Danzig. 
finden. I Pe 
Die Wahl der Mitglieder der Kammer aus dem Verordnung 


Kreise der Führer der Betriebe erfolgt im Wahl- / z » a s4 
BT: die Wahl dar Mitglieder der Kartnar Aus Be Ai er gie 
dem Kreise der Gefolgschaft erfolgt im Wahlkörper II. Vom 18. Dezember 1934. 
Im Wahlkörper I wählen: Auf Grund des $ 1 Ziff. 41, 74, 76, 78, 79, 89 und 
1. diejenigen Kaufleute (natürliche und juristische des $ 2 des Gesetzes zur Behebung der Not von 
Personen), die als Inhaber einer Firma im Han- Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G.Bl. S. 273) wird 
delsregister eingetragen sind, soweit sie zur Ge- Mit Gesetzeskraft folgendes verordnet: 
werbesteuer veranlagt sind, $1 
2. diejenigen cin Handelsgewerbe treibenden Gesell- Wer Personen, von denen er weiß oder wissen 
schaften und Genossenschaften, die im Handels- muß, daß sie Wohlfahrts- oder Erwerbslosenunter- 
oder Genossenschaftsregister eingetragen sind, stützung beziehen, ohne Genehmigung des Landes- 


soweit sie zur Gewerbesteuer veranlagt sind, arbeitsamts gegen Entgelt beschäftigt, wird mit Geld- 
3. die Betriebe der öffentlichen Hand erwerbswirt- strafe bis zu 300 G, in besonders schweren Fällen 
schaftlicher Art. mit Haft bis zu zwei Wochen bestraft; zur Straf- 


Für die Wahlabteilungen des Wahlkörpers I verfolgung ist ein Strafantrag des Landesarbeits- 
werden getrennte Wählerlisten aufgestellt, und zwar: amtes erforderlich. 


für die Betriebe der Industrie, f n9 2 wi e a 

BR 3. des kaufmännischen Hilfsgewerbes, . Diese Veroranung tritt am Tage nach ihrer Ver- 

MPA, i „ Großhandels, öffentlichung in Kraft. 

er Ei „ Einzelhandels. Danzig, den 18. Dezember 1934. 

Zwecks Aufstellung dieser Wählerlisten werden Der Senat der Freien Stadt Danzig 
sämtliche Wahlberechtigten aufgefordert, binnen Dr. Wiercinski-Keiser Huth 


Amtliche Notierungen an der Danziger Börse vom 31. Dezember 1934 his 5. Januar 1935. 


Die Notierunzen erfolgen in Danziger Gulden (G). 


To. au | 100 Złoty |100 Złoty loko Dona NONE OEE BERG |) i Adanan Tol. Auszehl. Tel. Auszshl. 
Zeit er Ausz. Warschau Noten won Ben Fa EAA New York Amsterdam Zürich 
_ Geld | Brief | Feld | Brief | Geld | Brief | Geld | Brief |Geld|Briet| Geld | Brief | Geld | Brief | Geld | Briet 
ES Eata EEE ira el Dobit aE Era S E E 
31.12.34 |*15,07 |1511 | 57,81| 57,92 | 57,81 | 57,93 — — = = *3,0540 | 3,0600 |*206,84 | 207,26 | 99,02 99,22 
21:80 Feiertag 
2. 1. 35/*15,06 115,10 | 57,79| 57,91 | 57,80| 57,92 == -= — 1 3,0470 3,0530 |*206.79 | 207,31 99,05 99,25 
3. 1.35 | 15,01 15.053 | 57,79| 57,90 | 57,80 | 57,92 = — — | — [|*3,0400 | 3,0460 | 206,74 | 207,16 | *99,20 99,40 
4. 1.35| 14,951/14,99L2] 57.79 | 57,91 | 57,80 | 57,92 — -- — — *3,0420 | 3,0480 | 206.92 | 207.83 | 99,20 99,40 
5. 1.35| 15,03 115,07 | 57,79| 57,90 | 57,80| 57,92 | — — | — | — [8,0440 | 3,0500 in 207,31 | 99,10 | 99,30 


nr 2 m nn nn a 
p I I I II 


tel Auszanı. | or Auszen. Tei. Auszauw. | Tei. Auszanı. | Tel. Auszahl. | Tel.Auszahl. | 100 Reichs- [i09 Reichsmark 
marknoten | el. Ausz. Berlin 


Zeit Paris werpen Br Stockholm | Kopenhagen Oslo Prag 


Geld | Brif | Geld | Brief | Gelo | Bre | Geid | Briet | Geid | Brie | -Geld | Brief | Briet] Geid | Feld | Brit 
31. 12 3420,18 10,22 | #71,68| 71,82 | +77,70 | 77,86 |*67,30| 67,44 | *75,70 | 75,86 +12,78 lade ach & 129,98) 123,22 
1. 1. 35| Feieritag 
2. 1. 3520,18 20,22 | *71,63| 71,77 | *77,70| 77,86 |*67,23| 67,37 | *75,70| 75,86 12,77 | 12,80 | — | — |*122.83| 123,07 
3. 1. 3520,19 20.23 | *71,53| 71,67 | *77.40| 77.56 |*67,00| 67,14 | *75,40 | 75.56 12.77 | 1280 | — | — jr123,88| 123,12 
4. 1. 35|20,19 120,23 | *71,53| 71,67 |*77,12| 77,28 |*66,80| 66,94 | #75,12| 75,28 |*12,77 | 1280 | — | — [*122,83| 123,07 
a 


35|20.19 120,23 | 71,48) 71,62 | *77,40| 77,56 |*67,00| 67,14 | *75,44 | 75,56 |*12,77 | 12,80 | — — |*122,78| 123,02 


*)Nominelle Notierungen, 
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Danziger Wertpapiere. n:e 


Notierungen erfolgen in Danziger Gulden (G) 


Festrerzinsliche Wertpapiere: 
a) einschließlich der Stückzinsen: 


3.1235] 11.5] 21.3 | 313% | 4135 | 013% 


50% Roggenrentenbriefe (1 Ztr. Roggen) . . » re... 4,25 bz Dy m —_ F 
70/, Danziger Stadtanleihe 1925 (£$ = 25 G) -s s s...’ 2 bz — 
61/20% Danziger Staats- (Tabakmonopol) Anleihe (£ = 25 G) . 52 bz. — — = = 
b) ausschließlich der Stückzinsen: : $ 
40% Danziger Schatzanweisungen . . rec nen 191/4bz 781/2 bz. | 79 bz. @. |79/, bz. | 79 bz. 
60/ (bisher 8%) Danziger Hypothekenbank, Kommunalschuld- i P 
verschreibungen e h tae a 2 aae nee a 52 bz Fi _ = 
60%, (bisher 8%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 1—9 .| 52 bz A = Š = m 
60%), (bisher 80%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 10—18 | 511/, bz. 3 u Fh =: a 
6%, (bisher 7%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 19—26 | 518/4 bz. 50 bz. B. — 51 bz. G |" ge St. 
60%, (bisher 70/) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 27—34 | 521/4 bz. a = ne == 
6 0/ (bisher 7%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 35—42 | 521/4 bz. = = = = 
6% (bisher 6% Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Seriel. . . | 52 bz. kaa = pS ‚er 
Aktien: 
E A le a else ia. ee rer a NET ee ne 75 bz — — — _ 
Danziger; Privat-Aktien-Bank . ... ... 00 cs anane a a con 100 bz _ — == = 
Danziger-Hypothokenbank: u „nee Ka me ee 71 bz — = — — 
Zertifikate der Danziger Tabak-Monopol A.-G. . ....... — — — — — 
Preisnotierungen für Getreide an der Danziger Börse. 
Vom 31. Dezember 1934 his 5. Januar 1935. Die Notierungen erfolgen in Danziger Gulden (G). 
| Fur lUV kg tre Waggon Lanzig 
Zeit TE 
| weisen | nomen | corno | Zume | matur [TROR | grann, | ouson.| Bins | asror, | Si | ocon [opgongen 
Eu a RER E ES 
| feine | | 
| 12,75 vis 1 ',60 \ 
| ua) lt. | 
| Export uster 
B1. 1E a a r Export 32— | 16- | 18— | 13— | 2- | 9— | 2— | 11,— n [gr T 
Ery eg eg ir bis 9.25 pi | Pe 2, 1890 | Pe i Ait E dis jr 
el 
| 9,5 i 
1: 15-85 
2.1.:86 | 
3. 1. 35 nicht notiert 
4, 1. 35 
5. 1. 35 
Danzig 
PDDE 
Achtung! Steuerausweise! weis nicht vorzeigt, kann erst nach allen anderen an- 


Die in den letzten Tagen den Steuerpflichtigen 
zugegangenen roten Steuerausweiskarten gelten nur 
für die Steuern des gemeinsamen Solls (Ein- 
kommen-, Vermögen-, Gewerbe- und Umsatzsteuer) 
nicht aber für Grundstücksabgaben aller Art, Ab- 
führung des Steuerabzugs vom Arbeitslohn und 
sonstige Steuern. 


Bei der bargeldlosen Einzahlung von Steuern des 
gemeinsamen Solls und auf Eingaben an das 
Steueramt‘ und die Steuerkasse sind die auf dem 
Steuerausweis handschriftlich vermerkten Steuer- 
zeichen einschließlich der römischen Zahlen und 
Buchstaben vollständig und gut leserlich anzugeben. 

Nur bei dieser Angabe ist ordnungsmäßige Ver- 
buchung und Erledigung von Eingaben gewähr- 
leistet und möglich. 

Bei persönlichem Erscheinen im Steueramt I und 
in der Steuerkasse ist der Steuerausweis unbedingt 
mitzubringen und vorzuzeigen. Wer den Steueraus- 


wesenden Pflichtigen mit dem Steuerausweis abge- 
fertigt werden. 


Danzig, den 4. Januar. 1935. 
Steueramt I. 


Die Danziger Lebenshaltungskosten 
im Dezember 1934. 

dp. Die für die Stadtgemeinde Danzig festge- 
stellte Guldenindexziffer der Lebenshaltungskosten 
(Ernährung, Heizung, Beleuchtung, Wohnung, Be- 
kleidung und sonstiger Bedarf einschl. Verkehr) be- 
trug im Monat Dezember 1934: auf der Basis 
1913 = 100 107,5, auf der Basis 1927 = 100 


77,0 und ist gegenüber der für den November1934 
ermittelten um 0,2 v. H. gestiegen. 


Am Erhebungstage, dem 12. Dezember 1934 waren 
Semmeln, ausländisches Schmalz wmd Eier teurer, 
dagegen Weizenmehl, Nährmittel, Rind- und Hammel- 
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fleisch und einige 
als am Stichtage des Vormonats. 

In den 12 Monaten des Jahres 1934 betrug die 
Indexziffer der Lebenshaltungskosten für die Stadt- 
gemeinde Danzig im Vergleich zu den gleichen Zeit- 
abschnitten des Vorjahres 


auf der Basis auf der Basis 


1913 = 100 1927 = 100 

1934 1933 1934 1933 
Januar 109,1 108,0 78,2 17,3 
Februar 108,9 110,0 78,0 78,8 
März 108,4 109,7 77,6 78,6 
April 107,7 109,8 TH. 78,7 
Mai 107,6 108,6 77,0 77,8 
Juni 110,0 108,5 78,8 17,2 
Juli 108,3 112,8 77,6 80,8 
August 107,6 110,7 77,0 79,3 
September 107,0 109,8 76,6 78,7 
Oktober 107,9 109,0 17,2 78,1 
November 107,3 108,9 76,8 78,0 
Dezember 107,5 108,9 77,0 78,0 


Monatliche Wirtschaftszahlen 
aus Danzig und Polen. 


I. Seewärtiger Warenverkehr im Danziger Hafen. 


Hafeneingang: 
To. G 
September 1933 58 917,3 Wert: 7661745 
September 1934 62 137,8 Wert: 8241261 
August 1934 93 068,9 Wert: 8838 474 
Hafenausgang : 
To. G 
September 1933 409 171,4 Wert: 16948 967 
September 1934 513 244,5 Wert: 21352415 
August 1934 458 115,4 Wert: 19372474 


E o ` 
; Hanfeunde 


Fabrik: Siegel & Co., G.m.b.H., Danzig 


Bekleidungsgegenstände billiger 


II. Seeschiffsverkehr im Danziger Hafen. 
Eingang: 
386 Schiffe 
456 Schiffe 
490 Schiffe 
Ausgang: 
388 Schiffe 


241 727 Netto-Rgt. 
312 881 Netto-Rgt. 
285 270 Netto-Rgt. 


September 1933 
September 1934 
August 1934 


249 035 Netto-Rgt. 
295 021 Netto-Rgt. 
271023 Netto-Rgt. 


September 1933 
Septemb-r 1934 446 Schiffe 
August 1934 487 Schiffe 


III. Ein- und Ausfuhr Polens. 
Wareneingang: 
225 103 To. Wert: 73 013 000 Złoty 


September 1933 
224 281 To. Wert: 63 396 000 Zloty 


September 1934 


August 1934 250 586 To. Wert: 66 818 0U0 Zloty 
Warenausgang: 

September 1933 1221438 To. Wert: 93 924 000 Zloty 

September 1934 1180485 To. Wert: 84425 000 Zloty 

August 1934 1218616 To. Wert: 75 040 000 Złoty 


IV. Großhandels-(Goldindex)ziffer : 
1913/14 = 100 
September 1933 September 1934 August 1934 
89,8 =s a3 


V. Erwerbslosenziffer im Freistaat. 


September 1933 September 1934 August 1934 
25 219 16 588 16 941 


VI. Anträge auf Konkurseröffnung im Amtsgerichts- 

bezirk Danzig: 

September 1934 
1 


September 1933 August 1934 
2 1 


VII. Zinssätze. 


a) Bank von Septemb 
Septemb. 1933 Septemb. 1934 August 1934 


Diskont 3% 3% 3% 
Lombard 4% 4% 4% 


b) Bank Polski: 
Septemb. 1933 Septemb. 1934 August 1934 
Diskont 6% 5% 5% 
Lombard 7% 6% 6% 
VIII. Danziger Devisenkurse. 
a) Telegr. Auszahlung London: 
1.9. 


33 1. 9. 34 1. 8. 34 
Geld: 16,25 15.00 15,43 
Brief: 16,29 15,04 15,47 
15. 9. 33 15. 9. 34 15. 8. 34 
Geld: 16,27 — 15,38 
Brief: 16,31 — 15,42 
b) 100 Złoty loco Noten : ; 
1. 9. 33 1. 9. 34 1. 8. 34 
Geld: 57,53 57,71 57,92 
Brief: 57,64 57,82 58,04 
15. 9. 33 15. 9. 34 15. 8. 34 
Geld: 57,60 57,78 57,89 
Brief: 57,71 57,89 58, — 
c) Telegr. Auszahlung Berlin: 
1. 9. 33 1. 9. 34 1. 8. 34 
Geld: 122,43 119,68 118,13 
Brief: 122,67 119,92 118,37 
15. 9. 33 15. 9. 34 15. 8. 34 
Geld: 122,78 1-1,83 119,23 
Brief: 123,02 122,07 119,47 


a. 
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a =m 
Danziger Getreidezufuhren auf dem Bahnwege vom 17. bis 31. Dezember 1934. 

mn un L a 
Weizen Roggen Gerste» Hafer Hülsenfrüchte | Kleie u Ölkuch. Saaten 

Datum EN i EN Bir TE EM 
Waggons To Waggons | To. Waggons To. Waggon To. Waggons To. Waggons | To. -}Waggons To, 
17. 12. 34 1 15 : |> 200 3026 66 988 12. 180 7 109 1 15 = èi 
18. 12. 34 1 15 210 3165 72 1080 32 480 1 15 — — 3 45 
19: 12, 34 1 15 110 1666 f- 112 + |-1680 26 390 2 31 3 45 4 60 
20. 12. 34 1 15 88 13331 113 1695 28 420 2 30 1 15 6 90 
21. 12. 34 3 45 90 | 1359 68 1020 13 195 3 45 1 15 — — 
22.,23. 12. 34 3 45 184 2768 173 2595 41 615 8 115 3 45 3 45 
24./26. 12. 34 1 15 174 2634 103 ' 1545 25 375 6 89 3 45 4 44 
27. 12,34 — —- 120 1825 75 1125 13 195 2 30 10 150 2 27 
28. 12. 34 — — 108 1620 rd 1159 17 285 2 30 — — 5 68 
29. 12. 34 3 45 | 116 | 1761 141 2115 18 270 4 60 2 30 3 45 
31: 12. 34 i = % | 1474 |124. | 1860 | 34 510 19 296 1 15 5 68 
Gesamt 14 | 210 |1496 | 22631 | iı24 (t6862 | 259 | 3915 | b6 | so | 25 |37% | 351492 


tingang von Austuhrgütern auf dem Bahnwege 


Berichtsdekade vom 21. bis 31. Dezember 1934 
eneee a ee 


Bezeıch- 


Da Dos 18 


nung Neufahrwasser 

des | Leese Tor | Olivaer Tor | preibezirk | Zollinland 
Gutes Ware.| To |Ware.| To. Ware.| To. 
Kohlen 127 | 2110 257 | 4405 610 haszı 13 310 
Holz 6j 9] 12 | 183| 27| 407 | 0j 805 
getreide .Iy zuo nass | — | — | 83 | 1850:| 20’) 8772 
Zucker = er ER da Er, Fe N N, 
Naphtha . 9 | 168 2 21S — — = 
Rüben- 

schnitzel į — ER i AM an paet pumn g 
Melasse: .| — un ai ae z= u gun we 
Kartoffel- 

mehl . = iL == i i L aS Ar 
Spiritus .| — — — — — -—- — _ 
Salz 7, 2 30| — — — — ï 15 
Häute _ _ — — — _ = _ 
Eier — — — — _ — — -— 
Zement 12 | 180 1 15 15 | 268 | — — 
Eisen, Ma- 

schnen .| 13| 195} 5 | 198] = |= | =] —- 
Versch.Güter | 206 | 1455 73 996 T1 993 168 | 2491 
Cellulose.]| — — — — — — — — 
Vieh Pferde | 27 Wag. — — — — — — — 


Wiederaufnahme der polnisch - britischen 
Vertragsverhandlungen. 

E.D. Die polnische Abordnung hat am 6. 1. 35 die 
Reise nach London angetreten. In Warschau nehmen 
die Regierungs- und Wirtschaftskreise mit Bestimmt- 
heit an, daß die Verhandlungen. diesmal schnell 
vonstatten gehen und binnen kurzem zu Ende geführt 
werden. Die Besprechungen werden sich nunmehr in 
der Hauptsache um drei Pünkte bewegen: um die 
gegenseitigen Einfuhrkontingente, um die Neu- 
regelung der polnischen Kraftwageneinfuhr und um 
den Abschluß eines polnisch-britischen Schiffahrts- 
abkommens. Past 
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Polen 


Die Bemessung der Kontingente für ein- 
fuhrverbotene britische Waren wird dadurch schwie- 
rig, daß England für eine Reihe von Waren, beson- 
ders der ‘Maschinen- und Apparategruppe, die For- 
derung nach festen Mindestanteilen an der polnischen 
Gesamteinfuhr aufgestellt hat. So verlangt England 
ż. B. eine feste Zusage, daß die polnische Holz- 
industrie im Zukunft. 5000 der von- ihr benötigten 
Holzbearbeitungsmaschinen und Sägen aus England 
beziehen soll. Diese Forderung wird mit dem großen. 
Umfang der polnischen Holzausfuhr nach England 
begründet, die sich in den.ersten 10 Monaten 1934 
auf 66,7 Mill: Zi stellte und 40.00 der gesamten pol- 
nischen Englandausfuhr ausmachte. Deutschland hat 
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demgegenüber nur für 26,2 Mill. Zł. polnisches Holz 
abgenommen. Notgedrungen hat sich Polen, dessen. 
Staatsforsten erst in den letzten Jahren. mit großen 
Kosten eine günstige Stellung in der britischen. 
Schnittholzeinfuhr errungen haben, zu einer der- 
artigen Zusage bereiterklärt. Polen möchte jedoch 
den ausdrücklichen Vorbehalt machen, daß die von 
ihm zu beziehenden britischen Holzbearbeitungs- 
maschinen zu den gleichen Preis-, Zahlungs- und 
Lieferungsbedingungen angeboten werden, wie die 
aus anderen Ländern. Für die Gewährung dieser und 
ähnlicher weiterer Zusagen will England sich bereit- 
erklären, seine Fleischwaren- und Schnittholzbezüge 
aus Polen nicht weiter einzuschränken. 

Was die Kraftwagenfrage betrifft, so soll 
bekanntlich die England zu gewährende große Ein- 
fuhrzollermäßigung um etwa 80% für Kraftwagen- 
teile, die zur Montage in Polen bestimmt sind, den: 
Ausgangspunkt zu einer völligen Umstellung der 
Kraftwagenbewirtschaftung in Polen bilden. Für 
diese Zollermäßigung interessiert sich vor allem die 
englische Fordgesellschaft, die sich anscheinend mit 
der Absicht trägt, eine große Montagewerkstatt in 
Polen zu errichten. Durch die Einführung einer sol- 
chen Zollermäßigung für britische Kratitwagenteile, 
von der natürlich auch die Kraftwagenindustrien der 
andern in Polen meistbegünstigten Länder einen 
Nutzen hätten, würde dem heutigen Absatzmonopol 
der in Warschau montierten Fiat- und Saurer-Kraft- 
wagen ein Ende bereitet werden. 

Ueber das angestrebte polnisch - britische 
Schiffahrtsabkommen haben bisher nur Vorbe- 
sprechungen stattgefunden. Die Hauptverhandlungen 
sollen erst jetzt beginnen. 


Belebung in der polnischen Industrie. 


E.D. Die polnische Industrie als Ganzes gehört 
zu denjenigen europäischen Industrien, die unter der 
Krise der letzten Jahre am schwersten gelitten haben. 
Das letzte Jahr ihrer Hochkonjunktur war das Jahr 
1928, und in den folgenden vier Jahren ist ihre Ge- 
samterzeugung ständig stark zurückgegangen, bis sie 
im Frühjahr 1933 ihren tiefsten Stand erreichte. Im 
Spätsommer 1933 setzte dann eine gewisse Wieder- 
belebung der Erzeugung ein, die auf folgende 
Gründe zurückzuführen ist: 

1. Die Vorräte an Fertigfabrikaten waren 
allmählich erschöpft. Nachdem sich 1932 die Er- 
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zeugung in vielen Fertigwaren unter den Verbrauch 
gesenkt hatte, der sich im übrigen aus den alten 
Vorräten ergänzte, hob sich die Produktion seit dem 
Herbst 1933 wieder auf die Höhe des Verbrauchs und 
trug dadurch wieder zu einer weiteren kleinen Ver- 
brauchssteigerung bei. 2. Eine ganze Reihe von Roh- 
stoffen zogen im Preise nicht unerheblich an, 
das veranlaßte den Handel wieder zur Anlegung 
neuer Lagervorräte in Erwartung höherer Preise; dies 
Motiv war besonders stark bei der Wiederzunahme 
der Erzeugung in der Textilindustrie. 3. Die Abwer- 
tung des Dollars erleichterte die Lage des dollar- 
verschuldeten Teils der verarbeitenden Industrie. 
4. Die Einführung des neuen polnischen Zoll- 
tarifs mit seinen für zahlreiche Fertigwaren, deren 
Erzeugung in Polen erst neuerdings aufgenommen 
worden ist, nahezu prohibitiven Sätzen gab Teilen der 
verarbeitenden Industrie neue Wettbewerbsvorteile 
vor den mit ihren Erzeugnissen konkurrierenden Aus- 
landswaren. 5. Die Inangriffnahme größerer öffent- 
licher Arbeiten als Notstandsarbeiten durch 
Staat und Kommunen und die verstärkte staat- 
liche Finanzierung des Wohnbauwesens führten 
zu einer erheblichen Absatzausweitung zugunsten der 
Holzindustrie und der Industrie der Steine und Erden. 

Die Wiederaufwärtsbewegung der industriellen Er- 
zeugung hielt bis Mai 1934 an, verlangsamte sich 
dann aber rasch und führte im Herbst 1934 zu neuen 
kleineren Rückschlägen, bis im Winter 1934 eine 
Lage allgemeiner Ungewißheit über die nächsten 
Aussichten der polnischen Industrie entstanden ist. 
Nur einzelne verarbeitende Industrien wie die Papier-, 
die Elektro- und teilweise die Chemische Industrie 
sehen zur Zeit vertrauensvoll in die Zukunft. Im 
Wochendurchschnitt 1928 wurden in der polnischen 
Industrie 24 Mill. Arbeitsstunden geleistet; im 
Jahre 1932 waren es nur noch 12,4 Mill, doch im 
September 1934 wieder 16,6 Mill., so daß gegenüber 
dem Krisentief eine Wiederzunahme der industriellen 
Erzeugung um etwa 25% zu verzeichnen war. Aehn- 
lich. zeigt die Entwicklung der Index der industri- 
ellen Produktion (1928 = 100)), der Ende 1932 auf 
54 gesunken war und bis zum September 1934 wieder 
auf 66 Punkte stieg. Bedeutend geringer dagegen war 
die Wiederzunahme der Zahl der in der Industrie be- 
schäftigten Arbeiter, die von 840000 im Herbst 1928 
auf 500000 im Herbst 1932 und 1933 zurückge- 
gangen war und sich im September 1934 nur erst 


wieder auf 535000 stellte. Die Entwicklung 
der Preise für die industriellen Erzeugnisse 
dagegen ist weiter rückläufig geblieben, vor 


allem weil die Regierung in dem Bestreben, den 
fortgesetzten Rückgang der Preise für die Landwirt- 
schaftsprodukte nicht zu einer weiteren Oeffnung 
der Preisschere führen zu lassen, durch eine Reihe 
von Preissenkungsaktionen alle Preiserhöhungsver- 
suche abbog und in ihr Gegenteil verkehrte. Die jetzt 
über 300 industriellen Syndikate und Kartelle haben 
sich unter dem Damoklesschwert des im Sommer 
1933 in Kraft getretenen Kartellgesetzes den Preis- 
wünschen der Regierung fügen müssen. So ist der 
Index der Industriewarenpreise (1928 — 100), der 
1932 auf 68 Punkte gesunken war, 1933 auf 61 und 
im September 1934 weiter auf. 58 Punkte zurück- 
gegangen, so daß er mit dem Verfall der Preise für 
Ackerbau- und Viehzuchtprodukte einigermaßen 
Schritt gehalten hat. 

Immerhin haben die industriellen Aktien- 
gesellschaften in Polen im Durchschnitt der 
Jahre 1928—33 moch durchweg 2,5% Dividende 
zahlen können, wobei die Hälfte der Gesellschaften 
dividendenlos blieb. Die Einnahmenabnahme der In- 
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dustrie ist in weit größerem Umfange auf die Indu- 
striearbeiterschaft abgewälzt worden. Der Lohnin- 
dex (1928 — 100) stellte sich für den September 
1934 nur noch auf 44 Punkte, und der durchschnitt- 
liche Reallohn des beschäftigten Industriearbeiters 
hatte gegenüber 1928 um 30% abgenommen. Die 
Löhne sind außerordentlich niedrig; der landesdurch- 
schnittliche Stundenlohn betrug 1933 knapp 0,80 Zł., 
und zwar 1,17 Zt. in der Eisen-, 1,06 ZI. in der 
Kohlen- und nur 0,66 Zł. (Männer 0,74, Frauen 0,52, 
Jugendliche 0,24 Zł.) in der verarbeitenden Indu- 
strie. 36% der Beschäftigten in der Industrie waren 
Frauen, 3% Jugendliche. 11% der Industriearbeiter- 
schaft erhielten weniger als 10 Zł. Wochenlohn, da- 
von 330% der Arbeiter in der Holzindustrie und 21 %o 
derjenigen in der Industrie der Steine und Erden; in 
7 Provinzen der Osthälfte Polens erreichten 65 % und 
mehr der Arbeiter nicht einen Wochenlohn von 
20 Zł. 


In den einzelnen Industrien hat sich die 
Lage dabei recht verschieden entwickelt. Der Kohlen- 
bergbau förderte in den ersten 10 Monaten 1934 
wieder 23,6 Mill. t Kohle gegen 21,6 Mill. t im glei- 
chen. Vorjahrsabschnitt und hatte damit wieder das 
Förderniveau von 1932 erreicht. Die Förderung von 
Eisenerzen stieg gleichzeitig von 129000 auf 
200.000 t, während umgekehrt die Rohölförderung 
von 466000 auf 440000 erneut zurückgegangen ist. 
Die vermehrte Eisenerzförderung ist auf gestei- 
gerte Verarbeitung einheimischer Erze in der Eisen- 
hüttenindustrie auf Kosten der Schrotteinfuhr zu- 
rückzuführen, die Abnahme der Rohölausbeute auf 
verringerte Neubohrtätigkeit in den Krisenjahren und 
ein Absinken der Ergiebigkeit der alten Bohrlöcher. 
Die Erzeugung der Eisenhüttenindustrie, die als 
erste schon im Sommer 1932 das Krisentief über- 
wandt, ist 1934 nicht mehr erheblich gestiegen: in 
den. ersten 10 Monaten d. Js. stieg gegenüber dem 
gleichen Vorjahrssektor die Erzeugung von Stahl 
von. 711000 auf 719000, die von Walzeisen von 506 000 
auf 521000 t und die von Zink endlich von 71000 
auf 79000 t, doch mußte die letztere gegen das 
Jahresende stark eingeschränkt werden. Von den 
großen Konzernen der polnischen Eisenhüttenindu- 
strie konnte die Friedenshütte A.-G. nur saniert 
werden, indem 52% ihrer Aktien dem polnischen 
Staate indirekt überantwortet wurden, und geriet 
1934 die I. G. Kattowitzer A.-G. — Vereinigte 
Königs- und Laurahütte unter Geschäftsauf- 
sicht, deren Ende zur Jahreswende 1934/35 noch 
nicht abzusehen war. Die Kohlenindustrie setzt 
einige Hoffnungen auf Verbesserungen der Kohlen- 
ausfuhrpreise für den kommenden Sommer auf das 
am 6. 12. 34 in London vereinbarte polnisch-britische 
Kohlenabkommen, das jedoch zunächst eine gewisse 
Einschränkung der polnischen Kohlenausfuhr er- 
forderlich machen wird. Dieselbe macht zur Zeit 
etwa 35% des gesamten Kohlenabsatzes der pol- 
nischen Kohlengruben aus. 


In dem wichtigsten Zweige der verarbeitenden 
Industrie in Polen, der Textilindustrie, war 
1933 gegenüber 1932 der Aufschwung der Erzeugung 
zunächst am größten; die Sommersaison 1934 ent- 
täuschte aber auch durch die Witterungsverhältnisse 
recht und führte in Lodz zum Zusammenbruch des 
letzten der alten Großunternehmen der Baumwoll- 
industrie, der Ludwig Geyer A.-G. Die jährliche 
Baumwollverarbeitung, die von 300000 Ballen in 1928 
auf 150000 in 1932 zurückgegangen war, hat sich 
1934 wieder auf etwa 200000 Ballen gehoben. In den 
ersten 10 Monaten 1934 (im Vergleich mit dem ent- 
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sprechenden Vorjahrsabschnitt) ist die Erzeugung 
von Baumwollgarnen noch von 41000 auf 46000 t 
gestiegen, die von Wollkammgarnen dagegen schon 
wieder von 7300 auf 6700 t zurückgegangen; Jute- 
garne verzeichneten die stärkste Produktionssteige- 
rung um 2000 auf 12100 t. Sehr uneinheitlich ist 
die Entwicklung der Erzeugung in-der Metall- und 
Maschineninustrie. Ausgesprochen schlecht blieb 
die Lage der Fabriken von Verkehrsmitteln, 
Eisenkonstruktionen, der Gießereien und be- 
sonders der Fabriken landwirtschaftlicher Ma- 
schinen und Geräte (wenig mehr als 5% der Er- 
zeugung von 1928), verhältnismäßig gut entwickelten 
sich dagegen die Produktion der Draht-, der 
Schrauben-, der Werkzeugfabriken, von 
denen vor allem die letzteren durch die Bildung einer 
Arbeitsgemeinschaft und gemeinsamen verstärkten 
Wettbewerb gegen ausländische Werkzeuge gute 
Fortschritte machen konnten. Einen starken Auf- 
schwung ihrer Erzeugung erfuhr die Elektroindu- 
strie, in der sich (in den für die Textilindustrie 
angegebenen Zeiträumen) die Erzeugung von elektri- 
schen Maschinen von 270 auf 660, von Transforma- 
toren von 160 auf 320, von Isolationsröhren von 
600 auf 1370 t und endlich die von Glühlampen von 
3,5 auf 5,2 Mill. Stück steigerte, indessen blieb der 
Preiserlös aus der gesteigerten Glühlampenerzeugung 
insgesamt unverändert. Die Radio-Industrie baute in 
den ersten 10 Monaten 1934 fast 21000 Lampen- 
Apparate gegen nur 9000 im gleichen Vorjahrsab- 
schnitt. Die Erzeugung von Farbmitteln stei- 
gerte sich von 1000 auf 1500 t, die von Zellstoff 
von 48000 auf 60000 t, die von Pappe von 26000 auf 
28000 t. Auch die Erzeugung z. B. von Tafelglas 
hat von 15200 auf 16200 t zugenommen; Kunst- 
seidengarne wurden 3700 statt 3000 t erzeugt. 

Eine ganze Reihe von Industrien brachte Neu- 
heiten heraus, die bis dahin in Polen nicht erzeugt 
worden waren, so vor allem wieder die Chemische 
Industrie. Andere stellten sich um: die Fettindustrie 
z. B. von der bevorzugten Verarbeitung von 
Oelen auf die von Oelsaaten, wobei die inländi- 
schen Oelsaaten auf Betreiben der Regierung bevor- 
zugt verarbeitet und zu höheren Preisen übernommen 
werden müssen. Auch der Wollindustrie ist die 
vermehrte Verarbeitung von Inlandswolle auferlegt 
worden, und die Leinenindustrie erfuhr eine ge- 
wisse Förderung z. B. durch größere Heeresaufträge 
auf Leinenwäsche, Salzmonopolaufträge auf Leinen- 
statt Jutesäcken u. a. m. 

Alles in allem ist, wie schon gesagt, die Gesamt- 
lage der polnischen Industriean der Wende 
zum Jahre 1935 recht ungewiß. Indessen: die 
eingetretenen Erzeugungszunahmen, die unter den 
heutigen Zollsätzen verbesserte Konkurrenzmöglich- 
keit gegenüber dem Auslande, die hochgradige Ab- 
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nutzung des technischen Produktionsapparates, seine 
Reparatur- und Modernisierungsbedürftigkeit haben 
doch in der zweiten Jahreshälfte 1934 deutlich einen 
gesteigerten Ersatz- und Zuwachsbedarf der 
polnischen Industrie an Maschinen vielerlei Art ge- 
zeitigt. Größere neue Maschinenanschaffun- 
sen werden vorgenommen oder stehen für demnächst 
zu erwarten in der Papier-, der‘ Holz-, der Elektro- 
und.Teilen der Chemischen Industrie, ja auch in der 
Montanindustrie, in der die Hütten modernisiert 
werden und z. B. die staatliche Skarboferme „A.-G. 
eine neue, durchaus moderne Kohlengrube anlegt. 
Auch der reine Ersatzbedarf in Teilen älterer Ma- 
schinen ist groß und beginnt sich langsam in Nach- 
frage nach Ersatzteilen umzusetzen. 


Die polnische Erdölindustrie im November. Im polnischen 
Erdölgebiet wurden im November insgesamt 4399 Zisternen 
Rohöl gewonnen (Oktober 4583 Zisternen), die durchschnitt- 
liche Tagesproduktion betrug demnach 146,6 Zisternen 
(147,8). In den Raffinerien wurden 4363 Zisternen Rohöl ver- 
arbeitet (4607) und hierbei 4012 Zisternen Erdölprodukte ge- 
wonnen (4239). Davon waren 653 Benzin, 1434 Petroleum, 
710 Gas- und Heizöl, 661 Schmieröle, 238 Paraffin. Im In- 
lande wurden 3177 Zisternen Erdölprodukte abgesetzt (3366), 
und zwar 511 Benzin, 1587 Petroleum, 479 Gas- und Heizöl, 
360 Schmieröle, 80 Paraffin. Ausgeführt wurden 1624 Zisternen 
(2054), darunter 437 Benzin, 507 Petroleum, 377 Gas- und 
Heizöl, 77 Schmieröle und 212 Paraffin. Die Vorräte an Erd- 
ölerzeugnissen betrugen Ende November 18750 Zisternen 
gegenüber 19365 Ende Oktober. Gasolin wurden 341 Zister- 
nen erzeugt. In den im November tätigen 30 Raftinerien 
wurden 3306 Arbeiter beschäftigt. 


Kapitalerhöhung der Standard-Nobel in Polen. Eine Ge- 
neralversammlung der Standard-Nobel A.-G. in Polen hat eine 
Erhöhung des Aktienkapitals um 18 auf künftig 78 Mill. Zt. 
beschlossen. Die Aktien der neuen Emission übernimmt zum 
Nennwerte die Standard Oil Co. of New Jersey. Der Ertrag 
der neuen Emission wird zur Tilgung der Schulden der Ge- 
sellschaft bei amerikanischen Banken verwendet. Auf. diese 
Weise wird die führende Handelsgesellschaft mit Erdölpro- 
dukten in Polen wieder saniert. 


Verlängerung der Preisüberwachung in Polen. Der pol- 
nische Innenminister hat am 31. Dezember eine Verordnung 
erlassen, durch die die Notverordnung des Staatspräsidenten 
vom 31. August 1926 über die Preisregulierung für Artikel 
des täglichen Bedarfs erneut bis Ende 1936 in Kraft gesetzt 
wird. 


Die Umsätze der Warschauer Getreide- und Warenbörse. 
Im Jahre 1934 betrug der Gesamtumsatz an der Warschauer 
Getreide- und Warenbörse 858544 t, wovon auf Roggen 
535627 t, auf Weizen 156064 t, Gerste 69230 t und Hafer 
41325 t entfallen. Im Vergleich mit dem Vorjahre ist der 
Umsatz der vier Hauptgetreidearten an der Warschauer 
Börse um annähernd 2723000 t angestiegen. 


Polnisch-Asiatische Bank in Harbin. Anfang des Jahres 
1935 soll in Harbin ein polnisches Bankunternehmen unter 
der Firma „Polnisch-Asiatische Bank“ eröffnet 
werden. Die für diesen Zweck gegründete Aktiengesellschaft 
verfügt über .ein Grundkapital von 2 Mill. Manchoukuo- 
Dollar (Man. $) gleich etwa 5 Mill. Złoty. Die Aktien der 
Bank sind bereits in voller Höhe gezeichnet, etwa 70% be- 
finden sich in den Händen der in Harbin ansässigen polni- 
schen Kaufleute, während etwa 30 % des Kapitals von Geld- 
gebern in Polen aufgebracht worden sind. Die Hauptleitung 
der Bank wird sich in Harbin befinden, eine Zweigstelle 
wird in Warschau bei der „Bank Handlowe“ er- 
öffnet werden. 
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Die Leipziger Frühjahrsmesse 1935. 

Die Leipziger Frühjahrsmesse 1935 wird Sonntag, 
den 3. März, beginnen und bis einschließlich Sonntag; 
den 10. März, dauern. Die Mustermesse schließt am 
Sonnabend, den 9. März, 12 Uhr, während die Große 
Technische Messe und Baumesse bis Sonntag, den 
10. März, 18 Uhr, dauert. Die Textilmesse schließt 
am 6. März, 19 Uhr, die Büro-Bedarfs-Messe, die 
Reichs-Möbel-Messe und die Sportartikelmesse werden 
bis einschließlich 7. März, 19 Uhr, durchgeführt. 
Die Bugra-Maschinen-Messe dauert bis einschließlich 
9. März, 12 Uhr. Die Mustermesse der Innen- 
stadt wird sich in folgende Gruppen gliedern: Glas, 
Porzellan, Steingut und Tonwaren; Haus-und Küchen- 
geräte, Metallwaren; Spielwaren; Sportartikel; Musik- 
instrumente; Lederwaren und Reiseartikel; Kurz- und 
Galanteriewaren; Uhren, Edelmetall- und Schmuck- 
waren; Beleuchtungskörper; Kunst und Kunstgewerbe; 
Möbel und Korbmöbel; Papierwaren, Bilder, Bücher, 
Bürobedarf; buchgewerbliche Maschinen; Verpackung 
uml Reklame; Textilien; Süßwaren, Nahrungs- und 
(Genußmittel; chemische, pharmazeutische und kos- 
metische Artikel. 

Auf der Großen Technischen Messe und 
Baumesse werden die zur Ausstellung gelangenden 
Güter wie folgt gegliedert sein: Werkzeugmaschinen 
und Werkzeuge; Werk- und Betriebsstoffe; Textil- 
maschinen; Büromaschinen; Nahrungs- und Genuß- 
mittelmaschinen; Pumpen; Kraftmaschinen und 
Wärmetechnik; Elektrotechnik; Baumaschinen für 
Hoch-, Tief- und Straßenbau; Baustoffe jeder Art; 
Beschläge; Türen, Fenster; Feldbahngeräte, Trans- 
portgeräte; Küchen- und Badeeinrichtungen, Gas-, 
Wasser- und elektrische Installation; Oefen, Haus- 
haltmaschinen, Wascheinrichtungen. Die Messe für 
Photo, Optik, Kino wird erstmalig im Rahmen 
der Großen Technischen Messe und Baumesse auf 
dem Ausstellungsgelände in Halle 12 stattfinden. Die 
bereits von früheren Messen her bekannte Getriebe- 
schau, die stets stärkstes Interesse fand, wird auch 
diesmal zu finden sein. Neu ist die Sonderschau 
„Betriebskontrollen“, in der gezeigt wird, wel- 
che Verfahren und Hilfsmittel für die Kontrolle von 
Energie, Werkstoff, Mensch und Erzeugnis zur Ver- 
fügung stehen. Die Sonderschau für Tropen- 
bedarf und Auslandssiedlung wird in einer 
gegen das Vorjahr erheblich vergrößerten und ver- 
besserten Form errichtet werden. 

Während der Messewoche findet wiederum eine 
Reihe von Tagungen und technisch-wissen- 
schaftlichenVortragsveranstaltungen statt, 
die die Verbindung zwischen technischer Forschung 
und praktischer Anwendung herstellen. Die Reihe 
dieser Veranstaltungen beginnt am Montag, dem 
4. März, mit einer Hochbautagung,deramd. März 
die Straßenbautagung folgt, auf welcher be- 
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sonders städtische Straßen behandelt werden. Am 
Donnerstag wird die Anwendung von Röntgen- 
strahlen für die Werkstoffprüfung zur Er- 
örterung kommen; gerade auf diesem Gebiet der zer- 
störungsfreien Prüfung von Werkstoffen sind in den 
letzten Jahren große Erfolge erreicht worden. In der 
Gießereitechnischen Tagung am 8. März 
werden neue Anwendungsgebiete für Gußerzeugnisse 
durch die erreichten Qualitätsverbesserungen dieser 
Werkstoffe gezeigt werden. In der Betriebstech- 
nischen Tagung am 8. und 9. März werden die 
Verfahren der Feinstbearbeitung und die Be- 
arbeitung von Leichtmetallen behandelt wer- 
den. — Eine Tagung der Auslandingenieure 
am Mittwoch, dem 6. März, findet in allen Kreisen, 
die mit Import und Export von Maschinen und tech- 
nischen Erzeugnissen zu tun haben, stärkstes Inter- 
esse. 

Die bisher vorliegenden Meldungen der Aussteller- 
schaft übersteigen die Zahlen des gleichen Vorjahrs- 
standes um 20%. Auch das Ausland wird sich stark 
an der Messe beteiligen. Italien und Japan werden 
mit Kollektivausstellungen vertreten sein. 

Für den Besuch der Messe bestehen Vergün- 
stigungen bei der Benutzung von Schiffahrts-, Flug- 
und Eisenbahnlinien fast aller Länder. Die Paß- 
behörden der Staaten, in denen noch Vorschriften. 
über Sichtvermerke bestehen, haben besondere Er- 
leichterungen geschaffen. Innerhalb Deutschlands er- 
hält jeder ausländische Besucher der Leipziger Früh- 
jahrsmesse 1935, der im Besitz der meßamtlichen 
Ausweißkarte ist, auf den deutschen Reichsbannen 
eine Fahrpreisermäßigung von 60 % der nor- 
malen Tarife. Diese weitgehende Vergünstigung 
wird Meßbesuchern ohne Bindung an eine Mindest- 
aufenthaltsdauer in Deutschland zugestanden. Sie hat 
Gültigkeit für die Hinfahrt innerhalb der Zeit vom 
26. Februar bis 10. März und für die Rückfahrt sowie 
für beliebige Rundreisen in Deutschland im Anschluß 
an den Messebesuch innerhalb der Zeit vom 3.—16. 
März 1935. Die Rückreise muß stätestens bis 16. März, 
24 Uhr, beendet sein. Auskunft über Einzelheiten 
zu dieser Fahrpreisermäßigung auf deutschen Strecken 
erteilen die Ehrenamtlichen Vertretungen und Ge- 
schäftsstellen des Leipziger Meßamts im Ausland. 


Uebriges Ausland 


Norwegen 


Das Wirtschaftsjahr 1934. Soweit sich jetzt übersehen 
läßt, liegt das diesjährige Wirtschaftsergebnis durchschnitt- 
lich über dem des Vorjahres. Produktion wie Außenhandel 
zeigen ansteigende Tendenz. Die Schiffahrt fand zunehmende 
Beschäftigung bei bemerkenswerter Abnahme der aufgelegten 
Tonnage. Die Landwirtschaft hatte eine gute Durchschnitts- 
ernte. In der Fischerei wurde der mengenmäßige Ausfall 


durch bessere Preise wieder ausgeglichen. Zahlenmäßig er- 
gibt sich folgendes Bild: 
1934 1933 

Einfuhr 11 Monate (in Mill. Kr.) . 671,1 612,0 
Ausfuhr 11 Monate (in Mill. Kr.) . 523,6 507,7 
Produktionsindex (Durchschnitt der ersten 

RT EEE WE 105 97,6 
Preisindex (November): 

Großhandel . „ . SE Vor 126 122 

KOLOREA A E anA aa 132 132 

bandwirtschatt 4. y nt 122 114 

Lebenshaltung" ul... 00% 149 147 
Arbeitslosenziffer (November) » . 39 670 39 723 
Aufgelegte Tonnage am 1. Dezember (in 

ee ER . . 201000 575.000 
Frachtindex: Lloyds List (1923 = 100) » 56,4 65,3 
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: 1934 1933 
Bankwesen: 
Bankguthaben Ende Oktober (in 
MILARI a EN 2 649 2 804 
Ausgeliehene Bankgelder Ende Ok- 7 
tober (in Mill. Kr.) er 1571 1604 
Notenumlauf 15. : Dezember (in h - 
Mill. Kr.) 4 r 315,7 322,8 
Börsenindex: 
Aktienwert am 7. Dezember (in 
Mill. Kr,) Ele SAFAI 404,6 439,6 
Obligationswert am 7. Dezember (in | 
Mill. Kr.) EEE ALS 1 971,8 957,5 
Fischereiergebnis ohne Walfang (in 
Mill. Kr.) EN er 59,4 60,1 
Die norwegische Zahlungsbilanz, die Anfang 1934 mit 


annähernd 100 Mill. Kr. aktiv war, wird am Ende dieses 
Jahres vermutlich ungünstiger sein infolge des erhöhten Ein- 
[uhrüberschusses und der verminderten Walfangeinnahmen. 
Die Aussichten für.das nächste Jahr sind einst- 
weilen noch unsicher. Insbesondere gilt dies für Holz- 
masse und Zellulose sowie für den Walölabsatz. Jedoch. wird 
in norwegischen Wirtschaftskreisen eine Besserung von 
seiten der Weltkonjunktur erwartet. E.D 


Schweden 


Steigender Verbrauch von Metallwarenerzeugnissen. Die 
schwedischen Metallwerke haben sich 1934 einer nicht un- 
bedeutenden Steigerung ihrer Absatzmöglichkeiten vor allem 
im Lande selbst erfreuen können. Trotz der zahlreichen inter- 
nationalen Handelshemmnisse hat sich jedoch auch die Aus- 
fuhr schwedischer Metallwaren gebessert, was sich wiederum 
überwiegend aus der günstigen valutarischen Lage Schwedens 
erklärt. Anregend hat außerdem die Tatsache gewirkt, daß 
sich die Preise der Rohstoffe, die in den letzten Jahren stark 
fallende Tendenz zeigten, nunmehr stabilisiert haben. Da die 
Stabilisierung der Rohstoffpreise auf vergleichsweise sehr nie- 
drigem Niveau erfolgt ist, dürfte deshalb. der erhöhte Ver- 
brauch auf gesunder Basis ruhen und vöraussichtlich noch 
längere Zeit anhalten. Der höhere Verbrauch an Metallwaren 
in Schweden verteilt sich ziemlich gleichmäßig auf die ein- 
zelnen Gruppen der Abnehmer. In erster Linie hat er sich in 
der mechanischen, elektrotechnischen und chemi- 
schen Industrie durchgesetzt. Aber auch die Werftindu- 
strie sowie das Baug&öwerbe, letzteres vornehmlich in- 
folge des langen. Darniederliegens während des Bauärbeiter- 
streiks, haben erhöhten Bedarf an Metallerzeugnissen gehabt. 
Für die einigermaßen schnelle Deckung der in diesem Jahre 
teilweise konzentriert eingehenden Aufträge haben sich 
frühere seitens der Metallwerke vorgenommene Moderni- 
sierungsbauten und Erweiterungen der Betriebe günstig aus- 
gewirkt. Trotzdem war es in zahlreichen Fällen nicht mög- 
lich, dem dringenden Anschwellen der Ordres unbedingt 
pünktlich nachzukommen, so daß häufig längere Lieferfristen 
bewilligt werden mußten. Die Werke würden es deshalb be- 
grüßen, wenn ihre Produktionskapazität noch größer wäre 
als es zur Zeit der Fall ist. Auf der anderen Seite jedoch 
schließt die Industrie in ihr Kalkulationsprogramm die Tat- 
sache ein, daß sie ihrerseits von einer Reihe anderer Gewerbe 
abhängig ist, und demgemäß beim Ausbau aus konjunktu- 
rellen Gründen besonders vorsichtig sein muß. Es wird darauf 
hingewiesen, daß die Valutaverhältnisse nicht nur den schwe- 
dischen Export günstig beeinflußt haben, sondern ebenso 
sehr auch die ausländische Einfuhr nach Schweden, allerdings 
in umgekehrter Richtung. Besonders stark hat dabei der bis- 
herige deutsche Wettbewerb gelitten. 

Die allgemeinen Aussichten für das kommende Jahr 
werden innerhalb der schwedischen Metallerzeugung verhält- 
nismäßig optimistisch beurteilt. Im Export sind zahl- 
reiche neue Märkte aufgearbeitet worden, die bisher noch 
nicht in dem möglichen Umfange ausgenutzt werden. E.D. 


Verdoppelte Erzausfuhr im Jahre 1934. Im Jahre ' 1934 
haben ‚sich die Erzverschiffungen Schwedens im 
Vergleich zum Jahre 1933 fast genau verdo ppelt; sie 
beliefen sich auf 5675000 t gegen 2882000 t. 


Leichtes Ansteigen der Arbeitslosigkeit. Die Zahl der 
Arbeitslosen belief sich Ende November vorigen Jahres = 
rd. 92000, Dies bedeutet gegenüber Ende Oktober eine Stei- 
gerung um 4 N oder Es %. Dio) größte prozentuale Stei- 
gerung weist das Baugewerbe mit 29,3% auf, de i il- 
industrie mit 25,6 % folgt. Eat has 


Neugründungen und Kapitalserhöhungen. I 
wurden in Schweden insgesamt 978 TEE Akti os Sri 
schaften mit einem Gesamtkapital von rd. 57 Mill. schwe- 
dischen Kr. eingetragen. In der gleichen Zeit wurde für 
299. Aktiengesellschalten - das Kapital um insgesamt 
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60 Mill. Kr. erhöht. Für 348 Aktiengesellschaften wurde eine 
en von insgesamt 58 Mill. Kr. ange- 
meldet. 


Wirtschaftsabkommen mit Estland. Mitte Dezember ist 
zwischen der schwedischen und der estnischen Regierung ein 
Abkommen unterzeichnet worden, wonach Estland für den 
Monat Dezember 1934 ein Einfuhrkontingent von 15000 kg, 
für das Kalenderjahr 1935 ein Kontingent von 85000 kg 
Rindfleisch erhält. Wie das finnische Kontingent in Höhe von 
600000 kg unterliegt das estnische Fleisch nicht den sonst 
für die Einfuhr von ausländischem Fleisch geltenden er- 
schwerenden Bestimmungen. Der Erlös soll zum Einkauf von 
landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten in Schweden 
Verwendung finden. E.D. 


Finnland 


Verlängerung des Handelsabkommens mit Deutschland. 
In Berlin wurde am 22. Dezember 1934 ein Protokoll unter- 
zeichnet, wodurch der deutsch-fiinnländische Handelsvertrag 
vom 24. März 1934, der am 31. Dezember vorigen Jahres ab- 
lief, bis zum 31. Dezember 1935 verlängert wird. 


Reglementierung der Ausfuhr. Der finnländische Reichs- 
tag hat ein Gesetz über die Reglementierung der Ausfuhr an- 
genommen, wonach die Ausfuhr nach einem jeden Lande 
durch eine Regierungsverordnung geregelt werden kann, falls 
‚die Einfuhr finnländischer Waren einer Kontingentierung 
oder anderen Beschränkung unterliegt bezw. die Export- 
interessen das im allgemeinen verlangen. 


Zolländerungen. Der finnländische Reichstag hat mit 
Geltung ab 1. Januar 1935 eine Reihe von Zolländerungen 
für Hafer, Weizen, Mais, Hafermehl, Oelkuchen, Futterkalk,, 
Viehfutter, Sand-, Schmirgel- und Schleifpapier, Häute und 
Felle, Roll- und Schlittschuhe, Armaturen für Maschinen 
und Rohrleitungen, feuerfeste Ziegel, Fensterglas, Leinöl und 
einige andere Oele beschlossen. 


Wachsende Bedeutung Englands als Lieferant. Die Zeit- 
schrift des finnischen Exportvereins hat eine zweite England- 
Sondernummer herausgebracht, in deren Leitartikel auf die 
günstige Entwicklung des finnisch-englischen Handels hin- 
gewiesen wird. Von knapp 13% im Jahre 1931 sei der Anteil 
Großbritanniens an der finnischen Gesamteinfuhr 1933 auf 
20,5% gestiegen und betrage in diesem Jahre 23,1%. Zum 
ersten Male sei Großbritannien an die erste Stelle der finni- 
schen Lieferanten gerückt. Besonders die Einfuhr von Ma- 
schinen, Chemikalien, Oelen, Brennmaterialien, Kolonialwaren, 
Weizenmehl, Textilwaren, Sprengmitteln usw. habe stark zu- 
genommen. Dennoch sei noch für die Belebung der wechsel- 
seitigen Handelsbeziehungen viel zu wünschen übrig, da von 
den englischen Firmen in Finnland keine ausreichende Pro- 
paganda betrieben würde. Die kulturelle Annäherung Finn- 
lands an England müsse von den englischen Firmen noch viel 
intensiver für ihre eigenen Zwecke ausgenutzt werden. Es 
ginge nicht an, die finnische Kundschaft nur durch irgend- 
einen Vertreter von einem anderen nordischen Land aus be- 
arbeiten bezw. durch eine einzige Vertreterfirma in Finnland 
20 oder 30 englische Fabriken gleichzeitig vertreten zu 
lassen. E.D. 


Zinsermäßigung der privaten Geldinstitute. Die Ermäßi- 
gung des Diskontsatzes der Finlands Bank am 3. 12. 34 hat 
dem Zinsenausschusse der privaten finnischen Geldinstitute 
Veranlassung gegeben, ebenfalls eine Zinsermäßigung 
von durchschnittlich !/, bis 1/2% eintreten zu lassen. 

Auch die Zinsen für die von den privaten Geldinstituten 
ausgeliehenen Gelder sind vom 1. 1. 35 ab um 1/2% gesenkt. 
Die Kreditzinsen werden daher 1935 keinesfalls höher als mit 
7°/4% berechnet werden. 


Estland 


\ Steigerung der Butterausfuhr im Jahre 1934. Nach vor- 
läufigen Feststellungen wurden im Jahre 1934 insgesamt 
198 178 Faß Butter zu 51 kg ausgeführt, d.h. rund 8% mehr 
als im Jahre 1933. Als Abnehmer stand England mit 63 % 
der Gesamtausfuhr (gegen 48% im Jahre 1933) an der Spitze. 
Nach Deutschland gingen 35% (39) der Gesamtausfuhr. Von 
den sonstigen Märkten ist noch die Tschechoslowakei zu er- 
wähnen, wohin 1% der Gesamtausfuhr gingen. 


~ ‚Zusatzabkommen mit dem Deutschen Reich. Am 4. 1. 35 
ist in Berlin ein Abkommen über den deutsch-estnischen 
Warenverkehr unterzeichnet worden, das vom 14. 1. 35 ab 
vorläufig angewendet werden wird. Das Abkommen läuft bis 
zum 31. 12. 35 und wird jeweils um ein Jahr verlängert, falls 
es nicht bis zum 1. 12. gekündigt wird. Es handelt sich prak- 
tisch um ein Zusatzabkommen zum deutsch-estnischen Han- 
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delsabkommen vom 7. 12. 28. Das bisher bestehende Zusatz- 
abkommen vom 29. 3. 34 ist am 31. 12. 34 abgelaufen. 

Das neue Abkommen bringt eine Anzahl von estländi- 
schen Zoll- und Kontingentszugeständnissen für die deutsche 
Ausfuhr, die eine Belebung des Warenaustausches ermög- 
lichen dürften. Von deutscher Seite sind in der Frage der 
Butter- und Eiereinfuhr Zugeständnisse gemacht worden. 


E.D. 
Lettland 
Handelsbeziehungen zu den Nachbarstaaten. In den 
ersten 10 Monaten 1934 hat sich der Handelsverkehr Lett- 
lands mit seinen Nachbarstaaten gegenüber der gleichen Zeit 
1933 folgendermaßen gestaltet (in 1000 Lat): 
10 Monate 1933 10 Monate 1934 


Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 
Litauen 2403 1828 1230 1894 
Sowjetrußland 854 2968 1564 2272 
Estland 1256 1181 1762 2704 
Polen 732 1679 278 3298 
Finnland 227 293 313 402 


Danach hat also Lettland in den ersten 10 Monaten 1934 
im Vergleich zu 1933 seine Ausfuhr nach Estland, Finnland 
und Sowjetrußland steigern können, während dieselbe im Ver- 
kehr mit Litauen und Polen weiter abgenommen hat. Die 
Einfuhr nach Lettland ist dagegen aus allen genannten 
Staaten mit einziger Ausnahme von Sowjetrußland absolut 
wie relativ erheblich gestiegen. 


Außerkraftsetzung des Handelsvertrags mit Litauen. Das 
am 1. Dezember 1933 zwischen Lettland und. Litauen unter- 
zeichnete Handelsabkommen sowie das Abkommen über den 
kleinen Grenzhandel sind infolge der am 19. September 1934 
ausgesprochenen Kündigung am 21. Dezember 1934 außer 
Kraft getreten. 


Vorläufige Inkraftsetzung der Handelskonvention mit 
Frankreich. Nach Ratifizierung der Ergänzung zum Handels- 
vertrag mit Frankreich ist dieses vorläufig am 26. Dezem- 
ber 1934 in Kraft getreten. 


Litauen 


Die Furnierausfuhr. Gewissermaßen als Ausnahme von 
dem allgemeinen Ausfuhrrückgang Litauens ist der Export 
von Furnieren in den ersten 10 Monaten stärker als in den 
Vorjahren gewesen. Er betrug 4427 t für 5,2 Mill. Lit, wäh- 
rend 1933 nur 2825 t für 3,8 Mill. Lit und 1932 — 2151 t 
für 3,1 Mill. Lit ausgeführt wurden. 


Die Baconausfuhr. Obgleich Litauen mit England einen 
Handelsvertrag abgeschlossen hat, ist im laufenden Jahr die 
Baconausfuhr nach England, das nur als Absatzgebiet in Be- 
tracht kommt, "erheblich gesunken. In den ersten 10 Monaten 
wurden aus Litauen folgende Mengen Bacon ausgeführt: 


1932 19151 t im Wert von 31,6 Mill. Lit 
1933 19462 70 > BARON S-a » 
1934 LOTING = rl > ” 


Handelsvertragsverhandlungen mit Frankreich. Zwischen 
Litauen und Frankreich finden zurzeit Verhandlungen über 
den Abschluß eines neuen Handelsabkommens statt. Litauen 
sucht größere Einfuhrkontingente zu erhalten und ist bereit, 
Frankreich dafür staatliche und kommunale Aufträge zu ver- 
geben. Zurzeit ist die Handelsbilanz mit Frankreich für 
Litauen ungünstig. Die Ausfuhr ist von 9,4 Mill. Franken in 
den ersten 8 Monaten 1933 auf 6,6 Mill. in der gleichen Zeit 
1934 gefallen, während Frankreich zu gleicher Zeit seine 
Ausfuhr nach Litauen von 5,7 Mill. Franken auf 14,2 Mill. 
erhöhen konnte. 


Handelsbeziehungen mit Japan. Japan bemüht sich, in 
Litauen festen Fuß zu fassen. Im Jahr 1931 wurden japani- 
sche Erzeugnisse für 25900 Lit nach Litauen eingeführt, 
1932 für 54400 Lit und 1933 für 146800 Lit. Die japanischen 
elektrischen Birnen haben sich nicht bewährt, da sie deut- 
schen und englischen bei weitem nachstehen; besser haben 
sich japanische Spielwaren und Galanterieerzeugnisse einge- 
führt. Da Litauen keine Ausfuhrmöglichkeiten nach Japan 
hat, werden in der letzten Zeit Anträge für die Einfuhr japa- 
nischer Waren von der Einfuhrlizenz-Kommission abgelehnt. 


Oesterreich 


Wirtschaftslage im Dezember 1934. Der Berichtsmonat 
brachte für die österreichische Wirtschaft eine Reihe von Er- 
eignissen von bedeutender Tragweite. An erster 
Stelle steht die Vollendung der Konversion der Völker- 
bundanleihe 1923/43 und ihre Umwandlung in die Schil- 
ling-Konversionsanleihe 1934/59, die den österreichischen Haus- 
halt für drei Jahre von den Tilgungszahlungen entlastet und 
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ihm später bedeutend geringere Zinslasten bei einer um 
16 Jahre verlängerten Laufzeit auferlegt. Ferner wird der 
Sicherstellungsbetrag von 40 Mill. $. für die Völkerbund- 
anleihe frei. Von Bedeutung ist auch die Aufhebung des 
Stillhalteabkommens für die österreichischen 
Bankenschulden an das Ausland; diese Schulden 
sind zum größten Teil abgezahlt. 

Die valutarischen Verhältnisse haben ihre Besserung fort- 
gesetzt; der Goldschatz der Nationalbank ist in lang- 
samem, aber ständigem Zunehmen; ‘die Notendeckung 
bewegt sich ohne Einrechnung der Bundesschuld um 27%, 
mit Einrechnung um 32%. Der Notenumlauf hat sich un- 
wesentlich erhöht. Eine Reihe von Konvertierungen 
inländischer Anleihen vom Dollar- zum Schil- 
lingnennwert wurde vorgenommen; die neuen Schillings- 
verschreibungen werden glatt aufgenommen. 

Handelspolitische Ereignisse von Bedeutung sind 
der vorläufige Abschluß der Besprechungen mit Italien, die 
Regelung der Beziehungen mit Ungarn für 1935, der Abschluß 
des neuen Clearingabkommens mit Rumänien, die Zusatzver- 
träge mit Polen und Jugoslawien und nicht zuletzt die Kom- 
pensationsabkommen mit Deutschland; diese sind teils bereits 
abgeschlossen, teils noch im Werden, und sie bieten weite 
Möglichkeiten für den Warenaustausch zwischen den beiden 
Ländern zum Vorteil beider Wirtschaftsgebiete und ohne An- 
tasten der beiderseitigen Devisenbestände. 

Die Spareinlagen, die im November den höchsten 
Stand seit 1930 erreicht hatten, betrugen Ende Dezember 
rund 2100 Mill. S. Andere Kennziffern sind (in Klammern 
Vormonat): Bankdiskont 45 (4,5), Großhandel 109 (109), 
Kleinhandel 143 (143), Lebenskosten 105 (105), festverzins- 
liche Werte 103,9 (103,0), Industrieaktien 55,4 (53,5). 

Die Zahl der Insolvenzen ist weiter zurückge- 
gangen, die Arbeitslosigkeit nimmt saisonmäßig 
zu, bleibt aber hinter den Vorjabrsziffern weit zurück; Mitte 
Dezember wurden 290000 (316000) unterstützte Arbeitslose 
gezählt. 

In der industriellen Erzeugung sind die No- 
vemberziffern für Eisenerz 45 (Vorjahrsmonat 34), Roheisen 
45 (43), Rohstahl 62 (42), Halbzeug 60 (42), Garnerzeugung 
135 (136), Bedarf der Webereien 143 (133), Spiritus 30 (30): 
stark rückgängig sind die Ziffern der Papierindustrie mit 
Papier 1662 (2176), Pappe 225 (239), Zellstoff 1906 (2108), und 
Holzschliff 570 (926). Die Textilkonjunktur wird von fach- 
männischer Seite als ungünstig bezeichnet, da weitere Be- 
stellungen nur spärlich einlaufen; auch die Ausfuhr von Leder 
ist stark zurückgegangen. Dagegen nimmt die Erzeugung von 
Maschinen sowohl für den Inlandsbedarf als auch für die Aus- 
fuhr ebenso zu wie diejenige von Eisenwaren; es kann aber 
trotzdem kein Zweifel bestehen, daß die Ausfuhr- 
ziffern der Jahre 1933 und 1934 kaum werden 
aufrechterhalten bleiben. Oesterreich wird das 
Schwergewicht seiner Ausfuhr wieder auf Holz und Mine- 
ralien (Magnesit, Talk, Pcrzellanerde, Graphit) verlegt sehen. 
Ansätze zur Steigerung der Ausfuhr von Rindern und Pferden 
sind vorhanden. E.D. 


Ratifizierung der Verträge mit Jugoslawien und Polen. 
Das am 9. 8. 34 abgeschlossene Zusatzabkommen zum Han- 
delsvertrage vom 9. 3. 32 mit Jugoslawien wurde am 29. 12. 
34 ratiliziert. Es erstreckt sich besonders auf die Einfuhr von 
jugoslawischen Weizen. Als Gegenleistung auf der Seite 
Jugoslawiens ist die Aufnahme österreichischer Fertigwaren 
vorgesehen. 

Am 31. 12. 34 wurden in Warschau die Urkunden zur 
Ratifizierung des österreichisch-polnischen Han- 
delsabkommens vom 11. 10. 34 ausgetauscht. Das Ab- 
kommen betrifft die Regelung der Schweine- und Eierkontin- 
gente. 


Außenhandel im November nach Ländern. Auf die wich- 
tigsten Herkunfts- und Bestimmungsländer verteilt sich der 
Außenhandel (in Mill. S, in Klammern der prozentuale Anteil) 


wie. folgt: 
Einfuhr Ausfuhr 
Novbr. 34 Novbr. 33 Novbr. 34 Novbr. 33 


ın ın m ; n 
Mil. S % Mill. S % „Mill. S % Mill. S % 


Deutschland 7 18,9 17,4 20.7 17,9 13,0 15,4 11,0 147 
Tschechoslowakei 15,7 14,6 162 14,0 57 73 61 8,2 
Ungarn... . 115 107 132 115 90 116 71 nO 
Jugoslawien. . 91.887 92.80. 48 BL: 080 00 
olen. sa 76 87 78.9329 20 %6 
Rumänien . x 58 53 e 37 62 79 65 86 
erein. : Sl 2 { ee ee e 
Sur = 38 41 35 51 66 68 84 
Großbritannien . 42 38 39 33 36 46 3,5 46 
Italien 40.37 45 39 92 11,8 84 11,2 
Frankreich se 29 31 27 27 5 31 4 
Niederlande Ta Tai 16 Kar 33278 2,6 
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Der Rückgang der Einfuhr aus Deutschland 
entfällt hauptsächlich auf Fertigwaren und entspricht dem 
gleichen Rückgang bei der Tschechoslowakei; im Prozent- 
satz hat sich wenig geändert. Zugenommen hat die Einfuhr 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus Rumänien durch erhöhte 
Maislieferungen und die Einfuhr von Fertigwaren und Kohlen 
aus Großbritannien. 

Deutschland hat seinen Platz als erstes Abneh- 
merland Oesterreichs wesentlich verbessert und den 
Abstand vor Italien und Ungarn vergrößert; diese beiden 
Länder stehen nahezu gleich und bei beiden haben die öster- 
reichischen Lieferungen beträchtlich zugenommen; die Tsche- 
choslowakei ist an die fünfte Stelle gerückt, Polen, das 
ein immer schlechterer Abnehmer Oesterreichs 
wird, auf den zehnten Platz. E. 


Tschechoslowakei 


Lage der Industrie. Zur Lage in den einzelnen Industrie- 
zweigen wird in dem Monatsbericht der Tschechoslowakischen 
Nationalbank ausgeführt: 

' In der Eisenindustrie ist es zu keinen bedeutenden 
Aenderungen gekommen, ebenfalls nicht in anderen Zweigen 


der Metallindustrie. Einzelne Betriebe meldeten auch 
diesmal ziemlich günstigen Beschäftigungsstand.. In der 


Emailwarenerzeugung hat sich der Bestellungseinlauf 
aus dem Inland eher verringert. Im Auslandsgeschäft bleibt 
die Lage mengenmäßig günstig, während die Preise nicht 
befriedigen. Der Absatz von Kupfer- und Messinghalb- 
fabrikaten erhöht sich langsam, aber stetig. In der Ma- 
schinenindustrie sind keine Aenderungen zu verzeich- 
nen. In der Glasausfuhr sind wohl keine Anzeichen für 
eine weitere wesentliche Zunahme vorhanden, doch ist anzu- 
nehmen, daß die eingetretene Besserung sich halten wird. 
Die Aussichten bezüglich des Umfanges der Bausaison sind 
bisher unklar. Da aber die Bereitstellung langfristiger Kre- 
dite die wichtigste Voraussetzung für die Bautätigkeit ist, 
kann- geschlossen werden, daß die Aussichten für das 
nächste Jahr nicht schlechter sein werden, als die 
für 1934. Auf dem Holzmarkt beginnen Rundholzverkäufe 
zu ungefähr gleichen Preisen wie im letzten Frühjahr. Da 
jedoch viele Sägewerke stillgelegt worden sind, sind die Ver- 
käufe vorläufig klein. Die Schnittholzlager leeren sich allmäh- 
lich, die Preise haben sich stabilisiert. Die Beschäftigung der 
Papierindustrie bleibt auf der Vorjahrshöhe. In der 
Textilindustrie ist es zu keinen Aenderungen gekommen, 
die Beschäftigung der Baumwollspinnereien war unbefriedi- 
gend, woran hauptsächlich die Unsicherheit der Ausfuhr 
nach Deutschland und Rumänien schuld ist. In den Flachs- 
spinnereien war die Beschäftigung auf der Höhe des Vor- 
monats. In den Baumwollwebereien ist die Lage infolge der 
Ueberproduktion. unklar. Der Preiskampf läßt nicht nach, die 
Ausfuhrschwierigkeiten haben zugenommen. Die Konfektion 
klagt über schlechtes Weihnachtsgeschäft. In der Leder- 
branche hat sich die Beschäftigung infolge der warmen 
Witterung verschlechtert. In der chemischen Industrie 
hat der Kunstdüngerabsatz zu Saisonschluß eine mäßige Stei- 


gerung aufzuweisen. In den übrigen Zweigen sind keine 
größeren Aenderungen zu verzeichnen. E.D. 
Südslawien 

Günstige Entwicklung der Wirtschaftslage. In ihrem 
„Bericht über die Wirtschaftslage Jugoslawiens im Jahre 


1934“ stellt die Novisader Handelskammer fest, daß zweifellos 
eine Besserung der Wirtschaftslage eingetreten ist, doch gäbe 
es für einen Agrarstaat- noch zuviel andere Faktoren, die 
der günstigen Entwicklung entgegen wirken könnten. Man 
dürfe den agrarischen Charakter des Landes und 
den heutigen Agrarprotektionismus der Industriestaaten nicht 
vergessen. Es müsse zugegeben werden, daß die Hebung 
der Kaufkraft auch der Landbevölkerung im 
Laufe der letzten Jahre einen Fortschritt aufweise. Das 
wechselvolle Klima, die Richtung und Art der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung und noch mehr die Handelspolitik 
der Einfuhrländer ließen es aber nicht zu, daß sich 
Jugoslawien aus der allgemeinen Wirtschaftsdepression empor- 
arbeite, um dadurch die Kaufkraft der Landbevölkerung in 
stärkerem Maße steigern zu können. Der Bericht betont 
weiter, daß der vorwiegend agrarische Charakter die jugo- 
slawische Wirtschaft unbedingt auf das Ausland weise, so 
daß besonders die Ausfuhr und die Höhe der Verwertung der 
einzelnen Ausfuhrartikel von besonderer Bedeutung für die 
Entwicklung im Lände seien. Diese große Abhängigkeit von 
den fremden Märkten, den zwischenstaatlichen Handelsver- 
trägen und der Qualität der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
bedingt jene dauernde Unsicherheit, der Jugoslawien aus- 
gesetzt ist und die es dem Lande unmöglich macht, wenig- 
stens einen verhältnismäßigen Zusammenhang der Entwick- 
lung der eigenen Wirtschaftsverhältnisse zu erzielen. So sind 


S. 32 ‘Nr. 2 


Mn se aarm ce ze ee a sarei E 


in- erster Linie die Entwicklung und” die Richtlinien. der 
zwischenstaatlichen Handelspolitik für Jugoslawien von ent- 
scheidendem Einfluß. Die handelspolitischen Maßnahmen des 
Auslandes, die Jahre hindurch verschärft und ausgebaut 
wurden, haben auch Jugoslawien vor eine ganz neue Lage 
gestellt, die eine dauerhafte, plannmäßige Sicherung von 
‚Auslandsmärkten für seine Ausfuhrartikel für eine Reihe von 
‚Jahren. erfordert. In dieser Hinsicht sei der Vertrag mit 
Deutschland, der am 1. 5. 34 abgeschlossen wurde, ein 
Schritt nach vorwärts, weil er sich auf zwei Jahre erstreckt 
und nicht nur auf drei bis sechs Monate. Trotz der Zahlungs- 
schwierigkeiten in den Handelsbeziehungen mit Deutschland 
hat sich die jugoslawische Ausfuhr nach Deutschland be- 
deutend gebessert. Erwähnt werden müßten auch die Handels- 
verträge mit Bulgarien, ebenfalls auf zwei Jahre, und die mit 
der Türkei und Frankreich. Es lasse sich also nach mehr- 
jähriger andauernder Verschlechterung der jugoslawischen 
Wirtschaftslage zwar für 1934 eine Besserung feststellen, 
doch sei aus verschiedenen Gründen ein allzu großer Optimis- 
mus für die Zukunft durchaus noch nicht angezeigt. E.D. 


77 Mill. Dinar Ausfuhrüberschuß im November 1934. Der 
südslawische Außenhandel hat in den ersten elf Monaten 1934 
einen Ausfuhrüberschuß von 156,41 Mill. Dinar ergeben. 
Die Ausfuhr stellte sich in diesem Zeitraum auf 3,2 Mill. t 
im Werte von 3,41 Mrd. Dinar, die Einfuhr auf 791000 t 
im Werte von 3,26 Mrd. Dinar. Die Novemberausfuhr 
betrug 360000 t im Werte von 375,12 Mill. Dinar, die Einfuhr 
72000 t im Werte von 298,12 Mill. Dinar. 


Ungarn 


Entwicklung des Außenhandels. 
Staaten Clearingabkommen: 


Ungarn hat mit folgenden 
Deutschland, Oesterreich, Italien, 
Tschechoslowakei, Schweiz, Großbritannien, Frankreich und 
Belgien. Kompensationsabkommen bestehen mit Jugoslawien, 
Bulgarien, Rumänien, Griechenland, der Türkei, Polen, Spanien 
und Dänemark. Der Verkehr mit den übrigen Ländern ist 
frei und größtenteils durch Handelsverträge oder doch Meist- 
begünstigungsabkommen geregelt. 

Die folgende Zusammenstellung zeigt die Entwicklung des 
Außenhandels nach den einzelnen Ländergruppen (in Mill. P) 


Einfuhr Ausfuhr 
Januar-September .‚Januar-September 
1931 1934 1931 1934 
learingstaaten 266,0 179,2 308,4 212,2 
Kompensations- 
staaten sr da K DASS 44,9 58,6 34,4 
Freier: Handel .. . 413 29,8 32,0 36,8 
431,1 253,9 399,0 283,4 


Wie nicht anders zu erwarten, hat besonders die Einfuhr 
aus den Kompensationsländern einen scharfen Abfall zu 
verzeichnen, der eben durch den Kompensationsverkehr ange- 
strebt worden war. Der Rückgang der Ziffern für die 
Clearingländer und die freien Verbindungen entspricht dem 
allgemeinen Schwinden des Welthandels seit 1931. Es ist 
bemerkenswert, daß die Ausfuhrziffer im freien Han- 
del sogar eine kleine Zunahme aufweist. Das Passivum 
der Handelsbilanz, das 1931 noch rund 177 Mill. P betrug, 
ist für die in der Statistik vertretene Zeit des abgelaufenen 
Jahres 1934 auf 116 geschwunden. E.D 


Bulgarien 


Gutes Ergebnis der Traubenausfuhr. Nach den Angaben 
des Wirtschaftsministeriums betrug die Traubenausluhr in der 
abgelaufenen Saison 3688 Waggons gegen 2012 Waggons im 
Vorjahre. Gewichtsmäßig belief sie sich auf 21223t im Werte 
von gegen 140 Mill. Lewa gegen rd. 7500 t im Werte von 
58 Mill. Lewa im Vorjahre. 
50 % gewachsenen Traubenausfuhr innerhalb des Außen- 
handels Bulgariens zukommt, hat sich demnach im laufenden 
Jahre außerordentlich gesteigert. 


Bücherbesprechung 


Dr. Karl Schwendemann, Legationsrat: „Versailles 
nach 15 Jahren. — Der Stand der Revision des 
Versailler Diktates.“ Mit 40 Karten und statisti- 
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schen Schaubildern. 230 Seiten. Zentralverlag, 
G. m. b. H., Berlin SW 68. Preis gebunden 
RM. 4,—, broschiert RM. 3,—. 

Das neue Buch des durch seine Schriften über 
Frankreich, die Abrüstungs-, Sicherheits- und Gleich- 
berechtigungsfrage bekannten Verfassers erschien zu 
dem Tage, an dem sich das Inkrafttreten des Ver- 
sailler Diktates zum 15. Male jährte. In drei großen 
Hauptkapiteln bringt es eine Charakteristik des Ver- 
sailler Diktats, eine Darstellung und Kritik seiner 
einzelnen Teile und eine genaue “Uebersicht über den 
Stand der Revision des Diktats. Es ist die erste 
systematische Gesamtdarstellung des Diktats und 
seiner Wirkungen, die hier vorgelegt wird, und zum 
ersten Male wird der Versuch unternommen, den 
Stand der Revision Artikel für Artikel, Abschnitt 
für Abschnitt zu entwickeln. Daher ist das Buch 
vom politischen wie vom völkerrechtlichen Stand- 
punkt bemerkenswert und bildet einen beachtlichen 
Beitrag für den weiteren Kampf gegen Versailles. 
So faßt der Verfasser in seinem Vorwort Sinn und 
Aufgabe des Buches in folgenden Worten zusammen: 


„Den nationalen Erziehungswert der deutschen 
Geschichte wirksam zu machen, ist wohl die wich- 
tigste Aufgabe des Geschichtsunterrichtes. Gibt es 
einen Abschnitt deutscher Geschichte, der hierzu 
besser geeignet, an dem dies wirksamer geschehen 
könnte als die letzten fünfzehn Jahre, die unter dem 
Gesetz des Versailler Diktats gestanden haben? Es 
war lange üblich, die letzten Jahrzehnte der natio- 
nalen Geschichte gegenüber früheren Epochen des 
eigenen oder gar fremder Völker grundsätzlich zu 
vernachlässigen. Man meinte, es fehle noch der Ab- 
stand für die richtige Beurteilung. Solche Auffas- 
sungen sind heute zum Glück überwunden. Vom Ver- 
sailler Diktat ist uns jedenfalls kein zeitlicher Ab- 
stand vonnöten, um seinen nationalpolitischen Er- 
ziehungswert zu erkennen und zur Wirkung bringen 
zu können. 

Die Einsicht in das Versailler Diktat vermag in 
gleicher Weise das Verständnis der politischen und 
wirtschaftlichen Lage unseres Volkes zu vermitteln, 
wie sie die grundsätzliche Bedeutung des nationalen 
Gedankens und seiner Verwirklichung in der Volks- 
gemeinschaft klar machen kann. 

In diesem Sinne ist das vorliegende Buch ge- 
schrieben worden. Es ist aus der Praxis vieljähriger 
Beschäftigung mit dem Versailler Diktat und aus 
dem Kampf gegen dasselbe erwachsen. Es soll im 
gleicher Weise Kenntnisse vermitteln und Willens- 
impulse erregen. Dem Wissen und Willen für Deutsch- 
lands Einheit und Freiheit will es dienen.“ 


Merkblatt über reichsdeutsche Umsatzsteuer. 


Das von dem Rechtsanwalt Dr. Alfred Hiller, 
Krefeld, herausgegebene Umsatzsteuerblatt, das in 
gedrängter systematischer Form die wichtigsten in 
der kaufmännischen Praxis zu beachtenden Vor- 
schriften zusammenfaßt, ist wesentlich erweitert in 
neuer Auflage erschienen, die unter Beibehaltung der 
nach Form und Inhalt bewährten Darstellungsweise 
die vom 1. Januar 1935 an geltenden reichsdeutschen 
Umsatzsteuerbestimmungen enthält. 


Das Merkblatt ist zum Preise von 0,90 RM ein- 
schließlich Versandspesen unmittelbar vom, Heraus- 
geber (Postscheckkonto: Köln 19980) zu beziehen. 
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Der Danziger Lebensmittelhandel 


Mitteilungen des Vereins der Kolonialwarenhändler Danzig 


Verantwortlich 


für diesen Teil Dr. Hans Acker, Danzig 


Der Verein der KolonialwarenhändlerDanzig 


wünscht seinen 


Mitgliedern 


und Freunden 


ein gesundes, frohes und erfolgreiches 


Neues Jahr! 


Woran krankt der Lebensmittelhandel? 


Ein Geleitwort zum neuen Jahr von Paul Kanski. 


Wenn wir auf die letzten Jahre vor 
übernahme zurückblicken, auf eine Zeit, in der unsere 
Wirtschaft durch die Auswirkungen der materiali- 
stisch - liberalistischen Gesinnung einerseits und der 
marxistischen Bestrebungen andererseits zerschlagen 
wurde, so daß eine Existenzmöglichkeit kaum noch 
bestand, und wir an diesen Folgen heute noch zu 
leiden haben, dann müssen wir erke nnen, wie überaus 
wichtig es war, in letzter Minute Schritte zu unter- 


nehmen, um auch dem Lebensmitteleinzelhande! neue 
Grundlagen zu schaffen. 


Das feine Uhrwerk der Wirtschaft ist nun nicht, 
so leicht wieder in Gang zu bringen, wie es so manch 
einer glauben. mag. Jeder muß mithelfen. das schwie- 
rige Werk zu vollbringen. Keiner darf glauben, auf 
ihn käme es nicht an. So manch einer ist der An- 
sicht, wenn es ihm heute noch gut geht, könnte er 
abseits stehen. Nein! Niemand kann sich allein 
behaupten, wenn es der Allgemeinheit 
schlecht geht. Jeder hat die Pflicht an dieser 
großen Aufgabe mitzuwirken, am Aufbau für eine 
neue Zeit, im Interesse seines gesamten Berufs- 
standes und damit auch für sich selbst und seine 
Familie. 

Wenn wir uns nun die Frage vorlegen: Welches 
sind denn eigentlich die Ursachen der wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten, so finden wir, daß 

I. Der rücksichtslose Konkurrenzkampf, 

II. Das Anreißen von Kunden durch Rabatte und 

Zugaben und 
III. Die Uebersetzung 
handel 
die Hauptübel 
krankt und 


müssen. 


der Macht- 


von Geschäften im Einzel- 
unser Berufsstand 
beseitigt werden 


denen 
einmal 


sind, an 
die zunächst 


Es sind Gesetze erlassen worden. Was nützen uns 
aber die schönsten und besten Gesetze, wenn von 


verschiedenen Seiten immer wieder versucht wird, 
diese geschickt zu umgehen. 
Nicht durch Wirtschaftsgesetze, sondern durch 


nationalsozialistisches: Wollen kann unsere Wirt- 
Schaft der Gesundung entgegengeführt werden. 


Der rücksichtslose Konkurrenzkampf ist das größte 
Uebel gewesen, das uns in dieses Unglück hineinge- 
führt hat. Wohl ist ein gesundes Werben berechtigt. 
ja sogar erwünscht, durch peinliche Sauberkeit, zu- 
vor kommende Bedienung der Kundschaft, gute Deko- 
ration und wirksame Reklame einander zu über- 
bieten. Dies ist ein ehrlicher Wettstreit. Es darf 
aber nicht versucht werden, durch unfeine Machen- 
schaften den anderen Kollegen zu vernichten, und 
sich womöglich noch darüber zu freuen, daß ein 
Kollege wieder sein Geschäft geschlossen hat und an 
den Bettelstab gebracht wurde, Wie schnell kann es 
bei solch uneesundem Handeln einem selbst ebenso 
ergehen. 

Wir sind Kollegen eines Berufsstandes und haben 
alle die gleichen Sorgen. Wir sind auf Gedeih’ und 
Verderb auf einander angewiesen und müssen ver- 
suchen gemeinsam die Sc hwierigkeiten zu über- 
winden und uns nicht gegenseitig zu zerfleischen. 


Wenn wir das Rabatt- und Zugabewesen näher 
betrachten, so fragt man sich: War es denn unbe- 
dingt notwendig, daß wir uns durch Geschenke an 
unsere Kunden gegenseitig überboten, 3% Ra- 
batt und obendrein” noch Zugaben gewährten, die 
sich oft bis zu einem beträchtlichen Wert steigerten, 
während auf der anderen Seite über die 11/50 Um- 
satzsteuer geschimpft wurde. — Muß es dem kau- 
fenden Volksgenossen nicht eigmarlig anmuten. 
wenn ihm der notleidende Kaufmann ein paar 
Pfennige schenkt oder ihm ein Stückchen Seife in 
die Hand drückt? 

Ich bin der Ansicht, 


daß niemand etwas zu 
verschenken hat, 


und daß auch niemand zu ver- 
langen hat, daß ihm etwas geschenkt wird, solange 
er sich nicht in Not befindet. Wir wollen ehrlich 
arbeiten und etwas verdienen, und wenn wir etwas 
erübrigt haben, dann gibt es immer noch Volksge- 
nossen, die tatsächlich hilfsbedürftig sind, um 
dort uneigennützig ein gutes Werk zu tun. 

Die U ebersetzung im Lebensmittelhandel ist eine 
natürliche Folge der Inflationszeit, einer Zeit, die so 
manch einer "als gut bezeichnete und nicht überlegte, 
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Der Verein fordert alle Mitglieder zur tätigen Mitarbeit an diesem Blatt auf. Einsendungen 
nur an die Geschäftsstelle des Vereins der Kolonialwarenhändler, Danzig, Langgasse 43—4511, 
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daß uns gerade damit der Todesstoß versetzt werden 
sollte. Jeder war bestrebt, das wertlose Geld mög- 
lichst bald los zu werden, um es in Ware umzusetzen. 
Der Bedarf stieg dadurch. Geschäfte wuchsen wie 
Pilze aus der Erde. Ungelernte eröffneten Geschäfte. 
Es war günstig, neben einem guten Einkommen noch 
ein kleines Kolonialwarengeschäft zu betreiben. Der 
gelernte Kaufmann wurde an die Wand gedrückt. 
Die anderen schoben, wurden reich, und — — ver- 
schwanden mit dem Geld — —. Die Geschäfte sind 
aber geblieben und mit ihnen die Übersetzung, so daß es 
an der Zeit ist, Wert darauf zu legen, daß gelernte 
Kräfte dem Verbraucher Waren verabfolgen, die 
durch richtige Behandlung, richtiges Lagern, durch 
Sauberkeit usw., hygienisch einwandfrei und in bester 
Beschaffenheit sind. Jeder Beruf will ordentlich ge- 
lernt sein, und jeder soll in seinem gelernten Be- 
ruf ehrlich wieder sein Brot verdienen können. 
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Wir alle müssen uns ernstlich bemühen zu ver- 
stehen, was von uns verlangt wird, daß alles, auch 
wenn es im Augenblick so erscheint, als ob es für 
den einzelnen weniger Nutzen bringen könnte, doch 
für die Allgemeinheit von allergrößter Bedeutung 
ist, jeder muß einsehen, daß nur durch engste Zu- 
sammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, unter strengster Beachtung der Gesetze, die 
ja doch zum Schutze des Einzelhandels da sind, wir 
unser Ziel, und damit die Gesundung unseres Lebens- 
mitteleinzelhandels erreichen werden. Dann können 
wir beruhigt, und mit neuem Mut in’s neue Jahr hin- 
eingehen. 

Gemeinnutz geht vor Eigennutz! 

Einer für Alle und Alle für Einen, gemeinsam 
schaffen und bauen an dem großen Werk, das uns 
zur Aufgabe gemacht worden ist. 

Das sei die Parole für das Jahr 1935. 


Von der Geschäftseröffnungssperre zum Einzelhandelsgesetz. 


Die Reichsregierung hat durch ein Gesetz vom 
13. Dezember 1934 die unbefristete Verlängerung des 
Gesetzes zum Schutze des Einzelhandels beschlossen. 
Grundsätzlich soll von nun an die Errichtungssperre 
als notwendige gesetzliche Grundlage für die Prüfung 
der Sachkunde und persönlichen Zuverläs- 
sigkeit bei der Errichtung neuer Verkaufsstellen, 
Übernahme oderVerlegung bestehenderVerkaufsstellen 
dienen. Eine sich immer deutlicher fühlbar machende 
Lücke im Einzelhandelsschutzgesetz wird 
geschlossen. Denn künftig ist nicht nur die Er- 
richtung neuer, sondern auch die Vebernahme be- 
reits bestehender Einzelhandelsverkaufs- 
stellen nur auf Grund einer Ausnahmebe- 
willigung zulässig. Es wird hiermit verhindert, 
daß solche Personen, die eine Genehmigung zur Er- 
richtung einer neuen Verkaufsstelle nicht erhalten, 
weil sie die erforderliche Sachkunde und persönliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzen und ein Bedürfnis für 
die Errichtung einer weiteren Verkaufsstelle nicht 
vorhanden ist, auf dem Umwege über die Ueber- 
nahme einer bereits bestehenden Verkaufsstelle noch 
weiter in den Einzelhandel eindringen. Eine Unter- 
scheidung zwischen der Uebernahme durch Kauf, 
Pacht, Schenkung oder Erbfall wird im Gesetz nicht 
gemacht. Die Erfahrungen haben gelehrt, daß der 
vorbezeichnete Umweg meist von Personen einge- 
schlagen wurde, denen die Genehmigung für die 
Errichtung einer neuen Einzelhandelsverkaufsstelle 
versagt wurde, weil sie die geforderte Sachkunde 
und persönliche Zuverlässigkeit nicht nachweisen 
konnten. Wiederholt haben solche „Interessenten“ 
sich in irgend einem Außenbezirk ein Einzelhandels- 
geschäft (Kolonialwarengeschäft, Gemüsekeller) ge- 
kauft, um dieses dann nach einer gewissen Zeit in 
das Stadtinnere zu verlegen. Auf diese Art und Weise 
erhielten sie Zugang zum Einzelhandel, obwohl sie 
die Genehmigung zur Errichtung einer neuen Ver- 
kaufsstelle nicht bekommen hätten. Die Umgehung 
des Gesetzes auf diese Weise wird nunmehr durch 
das Reichsgesetz verhindert. 

Hausbesitz und: Bauwirtschaft hatten des öfteren 
eine Lockerung der bisherigen Einzelhandelssperre 
gefordert. Die Reichsregierung hat sich dieser Forde- 
rung aus wohl erwogenen Gründen nicht anschließen 
können. Um jedoch gewisse Härten zu beseitigen, ist 
vorgesehen, daß Erweiterungen von Verkaufsräumen 
künftig nur noch dann verboten oder genehmigungs- 
pflichtig sind, wenn die Erweiterung den bei Inkraft- 
treten des Gesetzes im Mai v. J. vorhandenen Ver- 


kaufsraum um mehr als 25 Quadratmeter übersteigt. 
Bisher war die Verlegung eines Einzelhandelsgeschäfts 
verboten bzw. genehmigungspflichtig, wenn die neuen 
Räume mehr als !/,, der alten Verkaufsräume über- 
stiegen. 

Die Reichsregierung hat den wohl begründeten. 
Forderungen des Einzelhandels durch das neue Gesetz 
in weitestem Maße Rechnung getragen. Sie hat vor 
allem grundsätzlich anerkannt, daß der Zugang zum 
Einzelhandel nicht unbehindert vor sich gehen darf. 
Sie hat die bisherige Lücke im Einzelhandelsschutz- 
gesetz geschlossen, so daß dieses Gesetz nunmehr 
eine wirksame Waffe gegen die Uebersetzung des 
Einzelhandels darstellt. Nochmals unterstrichen wor- 
den ist die Notwendigkeit der Sachkunde, die jeder 
nachweisen muß, wenn er ein Einzelhandelsgeschäft 
neu errichten oder ein bereits bestehendes über- 
nehmen will. Bisher konnte hiervon bis zu einem 
gewissen Grade abgesehen werden, wenn ein not- 
wendiges Bedürfnis für die neu zu errichtende Einzel- 
handelsverkaufsstelle vorlag. Durch das neue Gesetz 
ist nicht mehr der Nachweis des Bedürfnisses, son- 
dern der Nachweis der Sachkunde in der Vordergrund 
gestellt worden. 


Mit dieser Regelung, die auch für den Einzel- 
handel grundsätzlich einen Befähigungsnachweis vor- 
sieht, ist die Ueberleitung zu einer endgültigen ge- 
setzlichen Ordnung der Verhältnisse im Einzelhandel 
im Reich geschaffen worden. Ueberblickt man die 
Entwicklung des Gesetzes zum Schutze des Einzel- 
handels von seinen Anfängen bis zu seiner jetzigen. 
Form, so kommt man zu dem Ergebnis, daß es seinen 
ursprünglichen Charakter als Sperrgesetz im wesent- 
lichen verloren hat. Durch die unbefristete Verlänge- 
rung und die Ausdehnung auf die Uebernahme be- 
stehender Verkaufsstellen sind nunmehr die gesetz- 
lichen Grundlagen geschaffen, allgemein nur solche 
Personen zum Einzelhandel zuzulassen, die die er- 
forderliche Sachkunde und persönliche Zuverlässig- 
keit besitzen. In mit der Zeit wachsendem Maße 
werden sich die Antragsteller, insbesondere der kauf- 
männische Nachwuchs von der Notwendigkeit der 
verlangten Sachkunde überzeugen und auf den durch 
Zeugnisse oder eine Prüfung bei der zuständigen Be- 
rufsvertretung zu erbringenden Nachweis der Sach- 
kunde vorbereiten müssen. Damit wird für den Einzel- 
handel die bisherige Gewerbefreiheit durch die den 
Erfahrungen der Vergangenheit Rechnung tragende 
Ordnung ersetzt und im nationalsozialistischen ‚Staat 
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das. Leistungsprinzip wieder zur Geltung ge- 


bracht. 

"Jedes Gesetz ist Menschenwerk und daher un- 
vollkommen. Es werden sich auch jetzt wieder 
Ueberschlaue finden, die den Gesetzgeber und die 
ausführenden Organe zu täuschen versuchen werden. 
Aber die große "Linie ist da: Die auf die Dauer 
immer wirksamer in Erscheinung tretende Fern- 
haltung unzuverlässiger und unerfahrener Personen 
einerseits und die Anerkennung der tüchtigen und an- 
ständigen Einzelhändler andererseits, die neuen Mut 
bekommen. äus eigener Kraft zur Besserung ihrer 
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Lage, zur Hebung ihres Standes und zum Nutzen der 
Allgemeinheit beizutragen. 


In Danzig ist die Verordnung zum Schutze des- 
Einzelhandels in der letzten Fassung vom 28. Juli 
1934 noch nicht in der oben geschilderten Form aus- 


gebaut. Da wir jedoch hier in Danzig unter den 
Folgen der liberalistischen Gewerbefreiheit insbe- 
sondere im Lebensmitteleinzelhandel in noch stär- 


kerem Maße als im Reich zu leiden haben, ist zu 
hoffen, daß in kürzester Zeit hier eine ähnliche 
Regelung erfolgt. Dr. A. 


Keine Herausnahme von Brot und Backwaren aus den Kolonialwarengeschäften. 


Nachdem im vergangenen Jahre von interessierter 
Seite in unverantwortlicher Weise Versuche unter- 
nommen worden sind, unter Ausnutzung der aus 
Staatsnotwendigkeiten erfolgten Milchspezialisierung 
dem Kolonialwarenhandel den Brotverkauf zu neh- 
men, ist nunmehr von amtlicher Seite eine Klärung 
erfolgt. 

In einer Bekanntmachung des Brot- und Mehl- 
versorgungsverbandes der Freien Stadt Danzig vom 
17. 12. 1934 (St.A. I, Nr. 108) wird in Ziffer 9 zum 
Ausdruck gebracht, daß von der Konzessionierung 


des Kolonialwareneinzelhandels als Mehlhändler sowie 

der Verkaufsstellen für Brot und Brötchen abgesehen 

wird. Darüber hinaus ist vom amtlicher Seite dem 

Verein der Kolonialwarenhändler Danzig erklärt wor- 

den, daß eine Herausnahme weiterer Waren wie Brot, 

Fleischwaren, Flaschenbier, Spirituosen usw. aus den 

Kolonialwarengeschäften nicht beabsichtigt wird. 
Dieser Standpunkt deckt sich mit dem des Reichs- . 
wirtschaftsministeriums. Es liegt somit kein Grund 

mehr zur Beunruhigung vor. 


Preisunterbietung darf nicht die Existenz anderer Kaufleute gefährden. 


Das nachstehende Gutachten des Einigungsamtes 
in Sachen des unlauteren Wettbewerbs bei der Indu- 
strie- und Handelskammer Wesermünde ist wegen 
semer grundsätzlichen Haltung auch für den Dan- 
ziger Einzelhandel bedeutsam. Der Entscheidung des 
Einigungsamtes lag fólgender Tatbestand vor: 

Seit mehreren Jahren betreibt ein ehemaliger 
Lademeister den Handel mit geräucherten Fischen, 
zunächst über Land, dann im Straßenhandel und 
neuerdings von seinem Hause aus. Die Fische werden 
in den Auktionen am Fischereihafen eingekauft und 
in einer im Hause des Antragsgegners befindlichen. 
einfachen Räucherei eeräuchert. “Die Ehefrau des 
Antragsgegners hilft hierbei. Das Haus des Antrags- 
gegners liegt am Rande der Stadt in einer dünn be- 
völkerten Gegend. Um die Käufer zu veranlassen, 
ihn aufzusuchen, verkauft der Antragsgegner stets 
um 5 Pfennig billiger als der ortsansässige Klein- 
bandel. Den Preis kündigt er durch Tafeln in den 
benachbarten und in den in die innere Stadt füh- 
renden Straßen an, selbst in unmittelbarer Nähe 
seiner Konkurrenten. Ohne diese Maßnahme würde 
er, wie der Antragsgegner selbst zugibt, seine Ware 
nicht los, weil in seiner Umgebung nur wenig Men- 
schen wohnen. Der Antragsgegner gehört der. Fach- 
schaft der Fischkleinhändler an. 

Auf Beschwerde der Fachschaft hat der Antrag- 
steller das Einigungsamt angerufen. Er hält das 
Verhalten des Antragsgegners für unlauter. Letzte- 
rer bestreitet dies. Der Sühneversuch scheiterte. Die 
Ansicht des Antragsstellers ist zutreffend. Das Ver- 
halten des Antragsgegners verstößt gegen $ 1 UWG. 
Zwar hat das frühere Wirtschaftssystem den freien 
Wettbewerb in außerordentlich großem Umfang zu- 
gelassen und geduldet, daß durch den Wettbewerb 
die Mitbewerber nicht nur geschädigt, sondern auch 
vernichtet werden konnten. Die Folge war, daß auf 
der einen Seite sich wenige bereichern konnten und 
auf der anderen Seite zahllose Volksgenossen ihre 


Existenz verloren. Der nationalsozialistische Staat 
dagegen ist bemüht, die Zahl der selbständigen 
Existen nzen auf allen Gebieten zu vergrößern und 


ihre Lebenshaltung zu sichern. Als ein hierfür ge-` 
eignetes Mittel erscheint auf dem Gebiet des Klein- 
handels die Einführung des gerechten Preises. Durch 
den gerechten Preis wird unter srundsätzlicher Bei- 
behaltung des Wettbewerbs und der Marktlage die 
Preisbildung doch soweit gebunden, daß dem Er- 
zeuger und Verteiler außer den Selbstkosten noch 
ein bescheidener Gewinn für die Erhaltung seiner 
Nahrungsgrundlage verbleibt. Selbstverständiich muß 
der gerechte Preis auch das Interesse der Ver- 
braucher berücksichtigen. Der die Rentabilität des 
Betriebes sichernde Gewinn muß so bemessen sein, 
daß auch minderbemittelten Volksgenossen der Er- 
werb der Ware möglich bleibt. Der gerechte . Preis 
darf daher nicht dazu dienen, einseitige Preisfest- 
setzungen, die einen unangemessenen Gewinn ent- 
halten, künstlich hochzuhalten. Ist der gerechte 
Preis einmal gewonnen, dann sind die Verkäufer, 
die durch ihn betroffen werden, zu seiner Beachtung 
verpflichtet. Eine Unterbietung würde die Existenz 
der Mitbewerber gefährden und als Verstoß gegen 
die nationalsozialistische Wirtschaftsführung sitten- 
widrig sein. 

Die Methoden zur 
ses sind verschieden. 
Verkaufspreise der Fischhändler 
der Marktlage zustande gekommen. 
nach der Einkaufsmöglic chkeit und berücksichtigen 
die auf Fortführung des Betriebes gerichteten In- 
teressen der Händler, sichern demnach die Aufrecht- 
erhaltung der Betriebe. Ein übermäßiger Gewinn 
wird durch die erhebliche Konkurrenz der Händler 
untereinander ausgeschlossen und ist auch vom An- 
tragsgeener nicht behauptet worden. Wie das Amt 
aus eigener Anschauung weiß. ist es der Bevölkerung, 
selbst der minderbemittelten. möglich, zu diesen 
Preisen Räucherfische zu erwerben. Es bestehen da- 
her keine Bedenken, den Preis der Fischhändler als 
den gerechten Preis zu betrachten. 

Demnach ist der Antragsgegner verpflichtet, auch 
diesen Preis zu fordem. Er kann sich nicht darauf 
berufen, daß er infolge seiner Pension und der Be- 


Ermittlung des gerechten Prei- 
Im vorliegenden Falle sind die 
überwiegend nach 
Sie richten sich 
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schäftigung von Familienmitgliedern besonders bil- 
lige Räucherfische herstellen kann. Ihm bleibt zwar, 
selbst‘ wenn er um 5 Pfennig billiger verkauft, auch 
in diesem Falle ein Nutzen. Durch seine ständige 
und planmäßige Preisunterbietung entzieht er aver 
in steigendem Maße seinen Mitbewerbern die Kund- 
schaft und sichert sich einen Kundenkreis, der nach 
den örtlichen Verhältnissen ungewöhnlich ist und 
nicht dahin gehört. Der Antragsgegner gibt ja auch 
selbst zu, daß die in seiner Wohngegend ansässige 


Bevölkerung für seinen Geschäftsumsatz. zu gering.- 


ist. Es besteht: daher kein Zweifel, daß der Antrags- 


Haltet die Ladenschlußzeiten inne! yi 


Immer wieder kommen Verstöße gegen die vor- 
geschriebenen Ladenschlußzeiten der offenen Ver- 
kaufsstellen vor, obwohl die Dienststellen angewiesen 
sind, darauf besonders zu achten und Säumige zur 
Rechenschaft zu ziehen. Ganz besonders zeigt sich 
diese Ueberschreitung der Verkaufszeit an Sonn- 
tagen, wenn die Kunden bei geschlossenen Läden 
hintenherum bedient werden. Die Geschäftsinhaber 
berufen sich darauf, daß sie sich den Wünschen des 
kaufenden Publikums. das sich um die Ladenschluß- 


gegner mindestens die ihm zunächst wöhnenden 


Fischhändler in ihrer Existenz bedroht und daher 


den Bestrebungen der staatlichen Wirtschaftsführung 
entgegen handelt. Sein Handeln ist eigennützig und 
vernachlässigt den Gemeinnutz. y 


Es ist demnach festzustellen, daß der Antrags- 


gegner entgegen den Bestrebungen der staatlichen 
Wirtschaftsführung eigennützige Vorteile sucht und 


dadurch seine Mitbewerber schädigt. Dieser Tat- . 


bestand erfüllt die Voraussetzung des $ 1 UWG.. so 
daß, wie geschehen, zu entscheiden war. 


zeiten nicht genügend kümmere, ohne eigene wirt- 
schaftliche Schädigung nicht recht entziehen 
könnten. Dieser Zustand ist unhaltbar. Wir 
richten daher an unsere Mitglieder die dringende 
Aufforderung, die Ladenschlußzeiten streng innezu- 
halten. Ebenso wird auch der Käufer ersucht, den 
Kaufleuten ihre Pflicht durch verständnisvolle Mit- 
hilfe zu erleichtern und alle Einkäufe innerhalb der 
vorgeschriebenen Verkaufszeiten vorzunehmen. 


Aufforderung. 


Um jedem Mitgliede des Vereins der Kolonial- 
warenhändler Gelegenheit zu geben, Wünsche, An- 
regungen oder Vorschläge zur Beseitigung von 
Mißständen allgemeiner Art vorzubringen, ist in 
unserem Mitteilungsblatt eine besondere Rubrik 
„Stimmen des Einzelhandels“ eingerichtet worden. 

Wir fordern daher unsere Mitglieder hiermit noch- 
mals auf, an der Arbeit unserer Berufsorganisation 
tätigen Anteil zu nehmen und an dem Aufbau un- 
seres Standes im nationalsozialistischen Staat in po- 
sitiver Form mitzuarbeiten. Einsendungen sind an die 


Geschäftsstelle des Vereins der Kolonialwarenhändler 
Danzig, Langgasse 43/45, II, zu richten. Anonyme 
Einsendungen werden nicht berücksichtigt. Bei der 
Veröffentlichung erfolgt Namensnennung nur: auf be- 
sonderes Verlangen des Einsenders. i 

Es wird ferner noch auf die Möglichkeit für 
unsere Mitglieder hingewiesen, unter der besonderen 
Rubrik „Fragekasten“ Auskunft über Berufsfragen 
zu erhalten, die unter Chiffre an die Geschäftsstelle 
zu richten sind. 


Stimmen des @inzelhiandels. 


(Für diese Rubrik übernimmt die Redaktion nur die Verantwortung für die Form, nicht für den Inhalt.) 


Vereinbart sich das Zugeben von Zeitschriften 
(Magazin usw.) mit dem Rabattverbot der Kolo- 


nialwaren- und Feinkostgeschäfte bezw. dem 
Zugabeverbot? 


Bekanntlich fallen unter das gänzliche Rabatt- 
verbot der Kolonialwaren- und Feinkostgeschäfte auch 
sämtliche Preisnachlässe und Zugaben. Unter Zu- 
gaben hat man bisher das Verbot von Warenmengen 
Seife, Bonbons verstanden, während das Zugeben von 
Zeitschriften als Kundenwerbung aufgefaßt und still- 
schweigend weiter geduldet wird, trotzdem einwand- 
frei nachgewiesen werden kann, daß diese Zeit- 
schriften dem betreffenden Kaufmann 4 bis 10 P 


das Stück pro Monat bzw. l4tägig kosten und den- 


Kunden gratis zugegeben werden. Ganz abgesehen 
davon, daß die meisten Zeitschriften von außerhalb 
kommen, also unseren hiesigen Volksgenossen kein 
Brot geben, so muß diese Kundenwerbung unseres Er- 
achtens auch vom praktischen Gesichtspunkt aus als 
widersinnig bezeichnet und verurteilt werden. Denn 
jeder gelernte und erfahrene Kaufmann sieht eine 
Kundenwerbung nur in sauberen Geschäftsräumen, 
Qualitätsware, höflicher, flotter Bedienung und indi- 
vidueller Behandlung der Kunden. Aber auch jeder 
vernünftige Kunde wird sich sagen müssen, daß ein 
Kaufmann, wenn er die vorgenannten Eigenschaften 
wahrnimmt, nichts verschenken kann und daß er sich 


a 


hei denjenigen Kaufleuten, die weitere Zugaben 
geben, benachteiligt fühlen muß. Wir wollen doch 
alle nach den Grundsätzen „Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz“ und „Jedem das Seine“ arbeiten, daher 
auch fort mit dem Zugeben von Zeitschriften! 
P. Kanski. E.Jaruschewski. A. Kuhn. 
H. Evers. 


Fragekasten 


(Für die unter dieser Rubrik erteilten Auskünfte wird jede 
Haftung ausgeschlossen.) 

C. B., Weidenhof. Frage: Ist es noch heutzutage 
möglich, daß ein Friseurmeister ein Lebensmittel- 
geschäft übernimmt? — Nach den z. Zt. geltenden 
Bestimmungen der Senatsverordnung zum. Schutze 
des Einzelhandels in der neuesten Fassung vom 
28. Juli 1934 ist dies zu bejahen. Es besteht bis jetzt 
in Danzig noch keine Möglichkeit, die Uebernahme 
eines bestehenden Lebensmittelgeschäfts durch eine 
unerfahrene oder unzuverlässige Person nachzu- 
prüfen, bzw. zu verhindern. Im Reich ist diesem 
Mangel seit dem 1. 1. 1935 abgeholfen. Es ist zu er- 
warten, daß in Danzig in kürzester Zeit eine ähn- 
liche Regelung erfolgt. Vgl. im übrigen den Artikel 
„Von der Geschäftseröffnungssperre zum Einzei- 
handelsgesetz“ in dieser Nummer. 


Druck von A. Schroth, Danzig 
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